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1. Bericht des Abgeordneten Dr. Brill: 

Der Deutsche Bundestag hat den vorbe-
zeichneten Antrag in der 135. Sitzung am 
18. April 1951 in erster Lesung beraten und 
ihn nach Begründung durch den Antragsteller 
an den Ausschuß für das Besatzungsstatut 
und auswärtige Angelegenheiten als feder-
führenden Ausschuß und an den Rechtsaus-
schuß überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat sich mit der 
Angelegenheit zum ersten Male in der 54. 
Sitzung am 6. Juni 1951 befaßt. Er prüfte 
den Gesetzentwurf unter dem politischen 
Gesichtspunkte der Eigenart der Entstehung 
dieser Konvention, weiter mit der Frage-
stellung, ob Deutschland diese Konvention 
j e t z t ratifizieren solle, und nahm schließ-
lich dazu Stellung, ob die ganze Konven-
tion zu ratifizieren sei. Zu dem ersten Ge-
sichtspunkte wurde ausgeführt, daß einer der 
Ursprünge der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zweifel-
los in der gegen das nazistische Deutschland 
gerichteten Kriegsideologie der Alliierten zu 
suchen sei. Von verschiedenen Seiten erklärte 
man hierzu, daß dieser Ursprung nicht als 
Grund gegen die Annahme der Konvention 
betrachtet werden dürfe; denn einmal habe 
die Bundesrepublik Deutschland nichts mit 
dem früheren großdeutschen Reich zu tun, 
dann sei unter der nazistischen Diktatur in 
Deutschland selbst ein opferreicher Wider-
standskampf für die Wiederherstellung der 
Menschenrechte geführt worden, und schließ-
lich habe in der Europäischen Bewegung, 

deren Haager Kongreß der Europarat in 
wesentlichen Dingen seine Entstehung ver-
danke und die die Vorarbeiten für die Kon-
vention selbst begonnen habe, eine von der 
alliierten Kriegsideologie deutlich zu unter-
scheidende Begründung stattgefunden. In 
diesem Zusammenhange wurde betont, daß 
angesichts der seit 1946 im Gange befind-
lichen Arbeit der Vereinten Nationen an 
einer Deklaration der Menschenrechte dic 
Bundesrepublik in cinc folgenschwere 
Isolierung geraten würde, wenn sie nur 
deshalb vom vorliegenden Ratifikations-
gesetz Abstand nehmen wollte, weil die 
Welt das Bedürfnis habe, sich durch eine 
völkerrechtliche Verpflichtung Deutschlands 
vor verbrecherischen Handlungen der 
schlechten Teile des deutschen Volkes zu 
schützen. Der Auswärtige Ausschuß bejahte 
somit die Frage, ob im Hinblick auf die Ent-
stehungsgeschichte die Ratifikation der Kon-
vention von der Bundesrepublik vorgenom-
men werden solle. 

Im Zusammenhange mit diesen Überlegun-
gen stimmte des Auswärtige Ausschuß auch 
dem Vorschlage zu, die Konvention jetzt zu 
ratifizieren. Er begründete diesen Vorschlag 
mit der Meinung, daß das deutsche Volk 
allen Anlaß habe, sich um eine Verbesserung 
seiner Stellung unter den Völkern und 
Staaten der Welt zu bemühen; es wurde auf 
die Gefahr hingewiesen, daß bei einem 
längeren Zuwarten Deutschlands Verdächti-
gungen gegen die Bundesrepublik aufkom-
men könnten. Die Anregung, der Bundestag 



solle bei der Verabschiedung einen Appell an 
andere Länder, insbesondere an Italien und 
Frankreich, richten, sich der Konvention 
anzuschließen, wurde allseitig begrüßt. 

Endlich entschloß sich der Auswärtige Aus
-schuß, dem Bundestage zu empfehlen, die 

ganze Konvention in das Ratifikationsgesetz 
einzubeziehen. Nach Art. 64 der Konvention 
kann jeder Staat bei der Unterzeichnung 
oder bei der Hinterlegung seiner Ratifika-
tionssurkunde oder Beitrittsurkunde in bezug 
auf bestimmte Vorschriften der Konvention 
einen Vorbehalt machen und nach Art. 46 
die Erklärung abgegen, daß er die Gerichts-
barkeit der Konvention als obligatorisch an-
erkennt. Es wurde vorgetragen, daß bei der 
Behandlung der Konvention im englischen 
Unterhause am 13. November 1950 (Parlia-
mentary Debates, House of Commons, Vol. 
480 No. 9) nur deren Abschnitt I, der tat-
sächlich bloß eine Deklaration der Menschen-
rechte enthält, ratifiziert worden ist, nicht 
dagegen die übrigen Abschnitte, die von der 
Errichtung einer Europäischen Kommission 
für Menschenrechte (Abschnitt III) und eines 
Europäischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte handeln; die Sprecher aller Parteien 
des Unterhauses begründeten diese Teilratifi-
kation mit dem Hinweis auf die Notwendig-
keit, eine einheitliche Jurisdiktion im Empire 
und im Commonwealth zu erhalten. 

Im Auswärtigen Ausschuß und wiederholt 
auch im späteren Stadium der Beratung der 
Konvention im Rechtsausschuß ist die Frage 
gestellt worden, ob die Existenz von Staats-
gerichtshöfen in den Ländern und die Errich-
tung des Bundesverfassungsgerichtes über-
haupt ein Bedürfnis nach der Kommission 
und dem Gerichtshof entstehen lasse. Im An-
schluß an die Erörterungen zum ersten Ge-
sichtspunkt der Diskussion wurde betont, daß 
andererseits die öffentliche Meinung der Welt 
ein Interesse an der Kontrolle der Hand-
habung der Menschenrechte in Deutschland 
habe. Weiter wurde hervorgehoben, daß das 
künftige Verhältnis Deutschlands zu seinen 
Nachbarn in Grenz- und Volkstumsfragen 
sich zwar noch nicht übersehen lasse, immer-
hin aber vermutet werden könne, daß es 
schwierig sein werde und die Einrichtung 
solcher internationalen Organe deshalb auch 
Vorteile für Deutschland bringen könne, 
wofür auf den vom Genfer Völkerbundsrat 
zugunsten Deutschlands entschiedenen Wahl-
rechtsstreit in Polnisch-Oberschlesien ver-
wiesen wurde. Die überwiegende Meinung im 

Auswärtigen Ausschuß ging daher dahin, 
gegen die Einrichtung der Menschenrechts-
kommission und des Europäischen Gerichts-
hofes vom Recht des Vorbehaltes keinen Ge-
brauch zu machen. Schließlich wurde dafür 
angeführt, daß gemäß Art. 56 die Errichtung 
des Gerichtshofes schon dann vorgenommen 
werden muß, wenn acht Mitgliedstaaten des 
Europarates die Gerichtsbarkeit der Konven-
tion als obligatorisch anerkannt haben. Auch 
diese Vorschrift könnte unter Umständen 
einen Vorteil für Deutschland bedeuten, falls 
sich die kleineren Staaten für die obliga-
torische Gerichtsbarkeit aussprechen. 

Der Auswärtige Ausschuß beendete seine 
erste Beratung des Antrages mit dem bei 
einer Stimmenthaltung gefaßten Beschluß, 
dem Bundestage den Entwurf des Ratifika-
tionsgesetzes zu unveränderter Annahme zu 
empfehlen. Zur juristischen Prüfung über-
wies er den Entwurf danach an den Ausschuß 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht. 
Der Rechtsausschuß hat sich in der 113. 

Sitzung am 14. Juni 1951 in einer allge-
meinen Aussprache mit einer Reihe von 
juristischen Fragen beschäftigt. Er beschloß 
dann, einem Unterkomitee von fünf Per-
sonen die Klärung der Einzelfragen zu über-
tragen. Dieses hat in Anwesenheit von Ver-
tretern des Auswärtigen Amtes und des Bun-
desjustizministeriums die einzelnen Rechts-
fragen in mehreren Sitzungen geprüft und 
dem Rechtausschuß in der 146. und der 147. 
Sitzung am 16. und 17. Januar 1952 Bericht 
erstattet. Die Prüfung erstreckte sich auf 
folgende Punkte: 

1. Die Sprachenfrage. 
2. Die Frage der Zulässigkeit der Konven-

tion nach deutschem Bundeststaatsrecht. 
3. Die Frage der Vereinbarkeit der Konven-
tion mit dem deutschen Bundes- und 
Landesstaatsrecht. 

4. Das Verhältnis von Bundespräsident und 
Bundestag bei der Ratifikationsgesetz-
gebung . 

5. Die Genauigkeit des Ratifikationstextes 
in bezug auf die staatsrechtliche Stellung 
der Bundesregierung im Ratifikationsver-
fahren. 

6. Einzelfragen der Vereinbarung des Kon-
ventionsrechtes mit dem deutschen Recht: 
a) Änderung der Menschenrechtsnormen 

nach deutschem Recht durch das Kon-
ventionsrecht; 



b) Verbrauch des Gesetzesvorbehaltes im 
deutschen Bundes- und Landesstaats-

recht; 

c) Wirkung des Art. 2 Abs. 2 auf die 
Verhütung erbkranken Nachwuchses 
(Verordnung vom 18. Juli 1935, 
RGBl. I S. 1035); 

d) Wirkung des gleichen Absatzes des 
Konventionsrechtes auf die Vorschrif-
ten über den Waffengebrauch der 
Polizei; 

e) Wirkung des Art. 4 auf § 20 der Für-
sorgepflichtverordnung; 

f) Wirkung des Art. 5 auf Schutzhaft, 
auf die deutschen Vorschriften über 
die Verhandlungssprache (§ 185 GVG), 
auf die Vorführung von Verhafteten 
oder Festgenommenen und auf die 
Vorschriften über Entschädigung bei 
rechtswidriger Verhaftung oder Fest-
nahme; 

g) das  Verhältnis von Art. 6 Abs. 1 
Satz 2 der Konvention zu 5 172 GVG 
(Ausschluß der Uffentlichkeit bei der 
Verhandlung cines Gerichtes); 

h) das Verhältnis von Art. 7 Abs. 2 der 
Konvention zu Art. 103 Abs. 2 GG 
bzw. dem Rechtssatz „Nulla poena 
sine lege"; 

außerdem wurden einige mehr formelle 
Rechtsfragen geprüft. 

Schließlich ist 7. im Plenum des Rechts-
ausschusses als neuer Punkt die Aus-
dehnung des Ratifikationsgesetzes auf 
Berlin behandelt worden. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in der 72. 
Sitzung am 13. Februar 1952 zu dem in 
Drucksache Nr. 2110 enthaltenen Antrage 
auf Grund des mündlich vorgetragenen Be-
richtes des Rechtsausschusses wie folgt Stel-
lung genommen: 

1. Zur Sprachenfrage 
Art. II Abs. 1 des Gesetzentwurfes in 

Drucksache Nr. 2110 lautet: „Die Konven-
tion wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht." Dem Antrage selbst ist jedoch 
ein Text nicht beigegeben. In der Bundestags-
drucksache Nr. 1502 ist auf den Seiten 27 bis 
43 ein solcher Text in französischer und in 
deutscher Sprache abgedruckt, und zwar in 
der Fassung, wie die Konvention am 
25. August 1950 von der Beratenden Ver-

sammlung angenommen worden ist. Dieser 
deutsche Text stammt vom Generalsekreta-
riat des Europarates. Inzwischen sind von 
diesem abweichende deutsche Texte in den 
Nachrichten der Vereinten Nationen, vorn 
österreichischen Bundeskanzleramt, von der 
Regierung des Saarlandes, im „Europa-
Archiv" und von der Schweizerischen Liga 
für Menschenrechte veröffentlicht worden. 
Der Auswärtige Ausschuß hatte zu ent-
scheiden, welcher deutsche Text im Bundes-
gesetzblatt abgedruckt werden soll. Nach 
Mitteilung des Bundesjustizministeriums hat 
über die Textgestaltung ein Gedankenaus-
tausch zwischen den Kontrahenten stattge-
funden. Sein Ergebnis ist die diesem Bericht 
beigefügte, vom Bundesjustizministerium und 
vom Auswärtigen Amt revidierte Fassung. 

Nach Art. 12 der Satzung des Europarates 
sind die Amtssprachen des Europarates 
Englisch und Französisch. Es kann also auf 
Grund dieser positivrechtlichen Bestimmung, 
die dem Schumanplan gegenüber eine genau 
bestimmte Rechtslage schafft, kein Zweifel 
darüber bestehen, daß im Zweifelsfalle 
deutsche Behörden und Gerichte nach dem 
französischen und dem englischen Texte zu 
verfahren haben. Die Rechtssprache dieser 
Texte folgt zum Teil dem common law, 
zum Teil dem Code civil und dem Code 
pénal, zum Teil der Begriffsbildung der 
Haager Cour. Der Ausschuß ist jedoch in 
Übereinstimmung mit der Praxis des inter-
nationalen Privatrechtes zu der Auffassung 
gekommen, daß der hilfsweise zu benutzende 
deutsche Text auch in der Begriffssprache des 
deutschen Rechtes zu lesen ist. 

Der in Drucksache Nr. 1502 fehlende 
englische Text sowie der französische Text 
der Konvention sind diesem Bericht in der 
vom Informationsamt des Europarates be-
kanntgemachten Fassung vom 4. November 
1950 beigefügt. 

2. Die Frage der Zulässigkeit des Ab-
schlusses einer Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten ist vom 
Auswärtigen Ausschuß nach dem Vorschlage 
des Rechtsausschusses bejaht worden. Nach 
Art. 25 GG sind die allgemeinen Regeln des 
Völkerrechtes Bestandteil des Bundesrechtes, 
gehen den innerdeutschen Gesetzen vor und 
erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar 
für die Bewohner des Bundesgebietes. Nie-
mand kann bezweifeln, daß die allgemeinen 
Rechtssätze der in Abschnitt I der Konven- 



tion enthaltenen Deklaration der Menschen-
rechte zu den allgemeinen Regeln des Vöker-
rechtes gehören. Die Überführung der Dekla-
ration in eine Konvention hat also, wie vorn 
Antragsteller bereits in der 135. Plenar-
sitzung am 18. April 1951 zutreffend ausge-
führt worden ist, die Rechtswirkung, daß die 
Normen des Abschnitts I für die Bewohner 
des Bundesgebietes unmittelbar Rechte und 
Pflichten erzeugen. 

Für die Errichtung der Kommission und 
des Gerichtshofes werden Hoheitsrechte, 
nämlich Teile der Justizhoheit der Bundes-
republik, auf internationale Einrichtungen 
übertragen. Das ist nach Art. 24 GG zulässig. 

Der Auswärtige Ausschuß konnte daher 
feststellen, daß die Bundesrepublik die Kon-
vention ohne Änderung der Verfassung oder 
einzelner Gesetze ratifizieren darf. 

3. Die Erörterung der Frage, ob eine 
deutsche Ausführungsgesetzgebung zu der 
Konvention notwendig sei, hat einen breiten 
Raum eingenommen; d. h., es war zu prüfen, 
ob das Grundgesetz des Bundes durch Ver-
fassungsgesetz und die Länderverfassungen 
durch entsprechende Gesetzgebungsakte mit 
der Konvention in Übereinstimmung ge-
bracht werden müßten. Da Gesetz im Sinne 
des Art. 25 GG jedes Gesetz im materiellen 
Sinne, also auch das Verfassungsgesetz ist, 
verneinte der Auswärtige Ausschuß nach dem 
Gutachten des Rechtsausschusses die Notwen-
digkeit einer deutschen Ausführungsgesetz- 
gebung. Er vertrat die Anschauung, daß da, 
wo deutsches Bundes- und Landesstaatsrecht 
hei den Grundrechten den Vorbehalt des Ge-
setzes machen, dieser Vorbehalt überall dort 
verbraucht ist, wo die Konvention Rechts-
sätze enthält, die eine Grundrechtsnorm kon-
kret ausfüllen. Das gilt insbesondere für die 
zahlreichen in das Privat- und das  Strafrecht 

 eingreifenden Bestimmungen der Artikel 4, 
5 und 6 der Konvention. Der Ausschuß war 
der Meinung, daß im Einzelfalle zunächst im 
Verwaltunsstreitverfahren oder in der Staats-
gerichtsbarkeit entschieden werden sollte. 
\Venn sich dabei ein echtes Bedürfnis zur Ge-
setzgebung herausstellen sollte, so wäre zuerst 
zu prüfen, ob eine Abänderung der Konven-
tion notwendig sei; würde diese verneint, so 
wäre eine entsprechende deutsche Gesetz-
gebung einzuleiten, die jedoch nicht erfolgen 
sollte, bevor der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte mit dem Fall befaßt worden 
ist. 

4. Das Verhältnis von Bundespräsident 
und Bundestag bei der Ratifikationsgesetz-
gebung 

Nach Art. 59 GG vertritt der Bundes-
präsident den Bund völkerrechtlich; im 
Namen des Bundes schließt er die Verträge 
mit auswärtigen Staaten. Diese Verträge be-
dürfen unter den Voraussetzungen, die 
Art. 59 Abs. 2 nennt, der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes. Daß diese Voraus-
setzungen zutreffen, d. h. daß die Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht, ist zweifelsfrei. 
Der vom Grundgesetz geordnete Gang eines 
solchen Geschäftes ist also: a) die Unterschrift 
des Bundespräsidenten, b) die Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzes. 

Im vorliegenden Fall hat der Bundestag 
von seinem in Art. 76 Abs. 1 GG gegebenen 
Recht Gebrauch gemacht, eine Gesetzesvor-
lage aus seiner Mitte einzubringen. Es ent-
stand die Frage, wie bei dieser Lage das Ver-
hältnis von Art. 59 zu Art. 76 Abs. 1 GG zu 
bestimmen ist. 

Nach Art. 82 werden die nach den Vor-
schriften des Grundgesetzes zustande gekom-
menen Gesetze vorn Bundespräsidenten 
nach Gegenzeichnung ausgefertigt und im 
Bundesgesetzblatt verkündet. Hält man sich 
an diese Vorschriften, so könnte die absurde 
Situation eintreten, daß der Bundespräsident 
das in Drucksache Nr. 2110 vorgeschlagene 
Ratifikationsgesetz ausfertigen muß, den Ab-
schluß des Vertrages jedoch nach Art. 59 ver-
weigert. 

Der Auswärtige Ausschuß hat nach dem 
Gutachten des Rechtsausschusses keinen An-
laß gesehen, diese staatsrechtliche Frage 
weiter zu verfolgen. Es ist nicht anzunehmen, 
daß der Herr Bundespräsident den Abschluß 
der Konvention oder die Ausfertigung des 
Ratifikationsgesetzes verweigern wird. Es be-
steht daher kein praktisches Bedürfnis, in 
dieser Frage durch Beschluß des Bundestages 
cine Klärung herbeizuführen. 

5. Darauf, daß der Ratifikationsakt selbst 
eine Aufgabe der Bundesregierung sei, ist 
vom Bundesjustizministerium hingewiesen 
worden. Der Übung der französischen 
Kammer folgend, wurde vorgeschlagen, im 
Gesetz eine Ermächtigung der Bundesregie-
rung zur Ratifikation auszusprechen. Der- 



Auswärtige Ausschuß schloß sich dieser An-
regung an, wich von der Abstimmung in der 
Sitzung am 6. Juni 1951 ab und schlägt nun-
mehr vor, folgende Fassung zu wählen: 

Art. II Abs. 2: 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Zuständigkeit der Kommission für 
Menschenrechte nach Artikel 25 der 
Konvention anzuerkennen. 

Art.  II Abs. 3: 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Gerichtsbarkeit des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte nach 
Artikel 46 der Konvention in allen 
die Auslegung und Anwendung dieser 
Konvention betreffenden Angelegen-
heiten als obligatorisch anzuerkennen. 

6. Einzelfragen 

Fin eingehender Vergleich des Grund-
rechtskataloges des Grundgesetzes mit dem 
Katalog der Konvention hat in allen Ressorts 
des Bundesjustizministeriums und im Aus-
wärtigen Amt stattgefunden. Da die Normen 
der Konvention Mindestforderungen sind, 
gehen die Grundrechte des Bundesstaats-
rechtes in den meisten Fällen weiter. Deshalb 
ist dic Frage, ob unüberwindliche Schwierig-
keiten auftauchen würden, praktisch gegen-
standslos. Auf Vorschlag des Rechtsaus-
schusses trat der Auswärtige Ausschuß dieser 
Auffassung bei. 

Bedenken bestehen lediglich in bezug auf 
das Verhältnis von Art. 5 Abs. 5 der Kon-
vention zu Art. 34 GG, da, wenn dem er-
wähnten Artikel die französische Rechtsauf-
fassung zugrunde gelegt wird, dieser weiter 
geht als Art. 34 GG. jedoch soll der Rechts-
entwicklung trotz dieses Bedenkens freier 
Lauf gelassen werden. 

Im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 Satz 2 der 
Konvention hat der Rechtsausschuß die Frage 
geprüft, ob ein Ausschluß der Öffentlichkeit 
von der Gerichtsverhandlung auch wegen 
Gefährdung eines wichtigen Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisses (Patentgeheimnisses) 
möglich sei. Es wurde die Meinung vertreten, 
daß der Ausdruck „la protection de la vie 
privée" auch Betriebsgeheimnisse jeder Art 
umfasse. Da das Auswärtige Amt und das 
Bundesjustizministerium in 'bezug auf die 
Vereinbarkeit dieser Vorschrift mit dem 
deutschen Recht nicht übereinstimmten und  

der Rechtsausschuß nicht vogeschlagen hatte, 
einen Vorbehalt gemäß Art. 64 oder, was 
ebenfalls diskutiert worden war, einen Aus-
legungsvorbehalt zu erklären, verfolgte der 
Auswärtige Ausschuß diese Frage nicht weiter. 

Von allen übrigen Einzelfragen hielt der 
Auswärtige Ausschuß nur die hinsichtlich 
Art. 7 Abs. 2 der Konvention aufgeworfene 
für wichtig. Er war nach dem Gutachten des 
Rechtsausschusses der Auffassung, daß 
zwischen den Absätzen 1 und 2 von Artikel 7 
ein Widerspruch besteht. Abs. 1 enthält den 
Rechtssatz: „Nulla poena sine lege" in seiner 
schärfsten Form. Nach Abs. 2 aber darf eine 
Verurteilung oder Bestrafung nicht ausge-
schlossen werden, wenn die schuldhafte 
Handlung oder Unterlassung im Zeitpunkte 
ihres Begehens nach den allgemeinen, von den 
zivilisierten Nationen anerkannten Rechts-
grundsätzen strafbar war. Mit dem Ausdruck 
„Rechtsgrundsätze" begibt sich die Konven-
tion in den Bereich des Metajuristischen und 
lediglich Moralischen. Da das deutsche Volk 
mit dem Abweichen von dem Rechtssatz 
,,Nulla poena sine lege" während der nazi-
stischen Diktatur die schlimmsten Erfahrun-
gen gemacht hat und der Parlamentarische R at 

 in Art. 103 Abs. 2 GG diesen Rechtssatz des-
halb wieder zur unbestrittenen Anerkennung 
bringen wollte, besteht nach Meinung des 
Ausschusses ein unbedingtes Interesse daran, 
diesen Rechtssatz in keiner Weise einzu-
schränken. Der Auswärtige Ausschuß schlägt 
dem Bundestage deshalb vor, in bezug auf 
Art. 7 Abs. 2, gestützt auf die Bestimmung 
des Art. 64 Abs. 2, einen Vorbehalt zu er-
klären, d. h.: 

die Bundesregierung zu ersuchen, 
anläßlich der Niederlegung der Ratifi-
kationsurkunde beim Generalsekretär 
des Europarates diesen Vorbehalt zu 
erklären. 

7. Die Vertreter der Bundesregierung und 
des Senates von Berlin haben eindringlich dar-
auf hingewiesen, daß sich aus der politischen 
Situation Berlins der Wunsch ergibt, die 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
möglichst unverzüglich auch auf Berlin aus-
zudehnen. Der Auswärtige Ausschuß ist der 
Auffassung gewesen, daß Art. 63 der Kon

-
vention nicht geeignet ist, diesem Wunsche 
zu entsprechen. Wenn in diesem Artikel 
davon die Rede ist, daß jeder Staat im Zeit-
punkte der Ratifikation oder in der Folge zu 



jedem anderen Zeitpunkte durch eine an den 
Generalsekretär des Europarates gerichtete 
Mitteilung die Anwendung der Konvention 
auf Gebiete erklären kann, für deren inter-
nationale Beziehungen er verantwortlich ist, 
so ergibt sich aus der Entstehungsgeschichte 
der Konvention, daß dabei an die Ausdeh-
nung der Menschenrechte in den Kolonien 
gedacht worden ist. Ist schon nach diesen 
Motiven Art. 63 für Berlin nicht brauchbar, 
so muß auch festgestellt werden, daß wenig-
stens bis jetzt die Bundesrepublik nicht für 
die internationalen Beziehungen von Berlin 
verantwortlich ist. Der Auswärtige Ausschuß 
glaubte deshalb aussprechen zu müssen, daß 
die Ausdehnung der Konvention auf Berlin 
erst möglich ist, wenn der Bundesregierung 
die Wahrnehmung der internationalen Be-
ziehungen von Berlin übertragen wird. 

Schließlich hat der Ausschuß beschlossen, 
die Behandlung der Zusatzkonvention, die 
inzwischen am 20. März 1952 vom Minister-
ausschuß nach den Beschlüssen der Beraten-
den Versammlung vom 8. Dezember 1951 
unterzeichnet worden ist, von der Verab-
schiedun g  des vorliegenden Ratifikations-
gesetzentwurfes abzutrennen. 

Bonn, den 30. April 1952 
Dr. Brill 

2. Antrag des Ausschusses: 
Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von den Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP, DP, BP und Z eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten — Nr. r . 2110 der Druck-
sachen — in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung an-
zunehmen; 

2. .die Bundesregierung zu ersuchen, die 
Niederlegung der Ratifikationsurkunde 
beim Generalsekretär des Europarates 
dazu zu benutzen, mit Bezug auf Art. 64 
der Konvention einen Vorbehalt gegen 
Art. 7 Abs. 2 zu erklären und als Gesetz, 
das zur Zeit der Ratifikation im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland gilt und 
nicht mit Art. 7 Abs. 2 übereinstimmt, 
Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland zu be

-

zeichnen. 

Bonn, den 30. April 1952 

Der Ausschuß für das Besatzungsstatut und 
auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Schmid (Tübingen) 
Vorsitzender 

Dr. Brill 
Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

- Nr. 2110 der Drucksachen - 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für das Besatzungsstatut 

und auswärtige Angelegenheiten 

(7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Konvention 

zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Der in Rom am 4. November 1950 von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates unterzeichneten Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Die Konvention wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Die Bundesrepublik  Deutsch-
land  erkennt die Zuständigkeit der 
Kommission für Menschenrechte nach Ar-
tikel 25 der Konvention a  n. 

(3) Die Bundesrepublik  Deutsch-
land  erkennt die Gerichtsbarkeit des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte in allen die Auslegung und Anwen-
dung dieser Konvention betreffenden Ange-
legenheiten als obligatorisch a n. 

(4) Der Tag, an dem das Abkommen ge-
mäß seinem Artikel 66 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Konvention 

zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

unverändert 

Artikel II 

(1) unverändert 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Zuständigkeit der Kommission für 
Menschenrechte nach Artikel 25 der Konven-
tion anzuerkennen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichts-
hofes für Menschenrechte nach Artikel 46 
der Konvention in allen die Auslegung und 
Anwendung dieser Konvention betreffenden 
Angelegenheiten als obligatorisch anzu

-

erkennen. 

(4)unverändert 

Artikel III 

unverändert 



Konvention 

zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

In Erwägung der universellen Erklärung 
der Menschenrechte, die von der Allgemeinen 
Versammlung der Vereinten Nationen am 
10. Dezember 1948 verkündet wurde; 

in der Erwägung, daß diese Erklärung be-
zweckt, die universelle und wirksame Aner-
kennung und Einhaltung der darin erklärten 
Rechte zu gewährleisten; 

in der Erwägung, daß das Ziel des Europa-
rates die Herbeiführung einer größeren 
Einigkeit unter seinen Mitgliedern ist und 
daß eines der Mittel zur Erreichung dieses 
Zieles in der Wahrung und in der Entwick-
lung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten besteht; 
unter erneuter Bekräftigung ihres tiefen 

Glaubens an diese Grundfreiheiten, welche 
die Grundlage der Gerechtigkeit und des Frie-
dens in der Welt bilden, und deren Aufrecht-
erhaltung wesentlich auf einem wahrhaft de-
mokratischen politischen Regime einerseits 
und auf einer gemeinsamen Auffassung und 
Achtung der Menschenrechte andererseits 
beruht, von denen sie sich herleiten; 

entschlossen, als Regierungen europäischer 
Staaten, die vom gleichen Geiste beseelt sind 
und ein gemeinsames Erbe an geistigen Gü-
tern, politischen Überlieferungen, Achtung 
der Freiheit und Vorherrschaft des Gesetzes 
besitzen, die ersten Schritte auf dem Wege 
zu einer kollektiven Garantie gewisser in der 
Universellen Erklärung verkündeter Rechte 
zu unternehmen; 
vereinbaren die• unterzeichneten Regierun-

gen und Mitglieder des Europarates folgendes: 

Les Gouvernements signataires, Membres 
du Conseil de l'Europe 
Considérant la Déclaration Universelle des 

Droits de l'homme, proclamée par l'Assemblée 
Générale des Nations Unies le 10 Décembre 
1948; 
Considérant que cette Déclaration tend á 

assurer la reconnaissance et l'application uni-
verselles et effectives des droits qui y sont 
énoncés; 
Considérant que le but du Conseil de 

l'Europe est de réaliser une union plus étroite 
entre ses Membres, et que l'un des moyens 
d'atteindre cc but est la sauvegarde et le 
développement des Droits de l'homme et des 
libertés fondamentales; 
Réaffirmant leur profond attachement á 

ces libertés fondamentales qui constituent 
les assises mêmes de la justice et de la paix dans 
le monde et dont le maintien repose essen-
tiellement sur un régime politique véritable-
ment démocratique, d'une part, et, d'autre 
part, sur une conception commune et un 
commun respect des Droits de l'homme dont 
ils se réclament; 
Résolus, en tant que gouvernements d'Etats 

européens animés d'un même esprit et possé-
dant un patrimoine commun d'idéal et de 
traditions politiques, de respect de la liberté 
et de prééminence du droit, prendre les 
premières mesures propres assurer la 
garantie collective de certains des droits 
énoncés dans la Déclaration Universelle; 
Sont convenus de ce qui suit: 

The Governments, signatory hereto, being 
Members of the Council of Europe, 
considering the Universal Declaration of 

Human Rights proclaimed by the General 
Assembly of the United Nations on 10th De-
cember 1948, 
considering that this Declaration aims at 

securing the universal and effective recogni-
tion and observance of the Rights therein 
declared, 
considering that the aim of the Council of 

Europe is the achievement of greater unity 
between its Members and that one of the 
methods by which that aim is to be pursued 
is the maintenance and further realisation of 
Human Rights and Fundamental Freedoms, 
reaffirming their profound belief in those 

Fundamental Freedoms which are the founda-
tion of justice and peace in the world and are 
best maintained on the one hand by an effec-
tive political democracy and on the other by 
a common understanding and observance of 
the Human Rights upon which they depend, 
being resolved, as the Governments of 

European countries which are likeminded 
and have a common heritage of political 
traditions, ideals, freedom and the rule of law 
to take the first steps for the collective en-
forcement of certain of the Rights stated in 
the Universal Declaration, 
have agreed as follows: 



Artikel 1 

Die Hohen Vertragschließenden Teile 
sichern allen ihrer Herrschaftsgewalt unter-
stehenden Personen die in Abschnitt I dieser 
Konvention niedergelegten Rechte und Frei-
heiten zu. 

Abschnitt I 

Artikel 2 

(1) Das Recht jedes Menschen auf das 
Leben wird gesetzlich geschützt. Abgesehen 
von der Vollstreckung eines Todesurteils, das 
von einem Gericht im Falle eines mit der 
Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausge-
sprochen worden ist, darf eine absichtliche 
Tötung nicht vorgenommen werden. 

(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung 
dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus 
einer unbedingt erforderlichen Gewaltanwen-
dung ergibt: 

a) um die Verteidigung eines Menschen 
gegenüber rechtwidriger Gewaltanwen-
dung sicherzustellen'; 

b) um eine ordnungsgemäße Festnahme 
durchzuführen oder das Entkommen 
einer ordnungsgemäß festgehaltenen Per-
son zu verhindern; 

c) um im Rahmen der Gesetze einen Auf-
ruhr oder einen Aufstand zu unter-
drücken. 

Artikel 3 

Niemand darf der Folter oder unmensch-
licher oder erniedrigender Strafe oder Be-
handlung unterworfen werden.  

Article 1 

Les Hautes Parties Contractantes recon-
naissent á toute personne relevant de leur 
juridiction les droits et libertés définis au 
Titre I de la présente Convention. 

Titre I 

Article 2 

1. Le droit de toute personne á la vie est 
protégé par la loi. La mort ne peut être 
infligée à quiconque intentionellement, sauf 
en exécution d'une sentence capitale pro-
noncée par un tribunal au cas où le délit est 
puni de cette peine par la loi. 

2. La mort n'est pas considérée comme in-
fligée en violation de cet article dans les cas 
oú elle résulterait d'un recours á la force rendu 
absolument nécessaire: 

a) pour assurer la défense de toute personne 
contre la violence illégale; 

b) pour effectuer une arrestation réguliére 
ou pour empêcher l'évasion d'une personne 
régulièrement détenue; 

c) pour réprimer, conformément á la loi, une 
émeute ou une insurrection. 

Article 3 

Nul ne peut être soumis á la torture ni á 
des peines ou traitements inhumains ou dé-
gradants. 

Article 1 

The High Contracting Parties shall secure 
to everyone within their jurisdiction the 
rights and freedoms defined in Section I of 
this Convention. 

Section I 

Article 2 

(1) Everyone's right to life shall be pro-
tected by law. No one shall be deprived of 
his life intentionally save in the execution of 
a sentence of a court following his conviction 
of a crime for which this penalty is provided 
by law. 

(2) Deprivation of life shall not be regar-
ded as inflicted in contravention of this 
Article when it results from the use of force 
which is no more than absolutely necessary: 

(a) in defence of any person from unlawful 
violence; 

(b) in order to effect a lawful arrest or to 
prevent the escape of a person lawfully 
detained; 

(c) in action lawfully taken for the purpose 
of quelling a riot or insurrection. 

Article 3 

No one shall be subjected to torture or to 
inhuman or degrading treatment or punish-
ment. 



Artikel 4 

(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leib-
eigenschaft gehalten werden. 

(2) Niemand darf gezwungen werden, 
Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten. 

(3) Als „Zwangs- oder Pflichtarbeit" im 
Sinne dieses Artikels gilt nicht: 

a) jede Arbeit, die normalerweise von einer 
Person verlangt wird, die unter den von 
Artikel 5 der vorliegenden Konvention 
vorgesehenen Bedingungen in Haft gehal-
ten oder bedingt freigelassen worden ist; 

b) jede Dienstleistung militärischen Charak-
ters, oder im Falle der Verweigerung aus 
Gewissensgründen in Ländern, wo diese 
als berechtigt anerkannt ist, eine sonstige 
anstelle der militärischen Dienstpflicht 
tretende Dienstleistung; 

c) jede Dienstleistung im Falle von Not-
ständen und Katastrophen, die das Leben 
oder das Wohl der Gemeinschaft be-
drohen; 

d) jede Arbeit oder Dienstleistung, die zu 
den normalen Bürgerpflichten gehört. 

Artikel 5 

(1) jeder Mensch hat ein Recht auf Freiheit 
und Sicherheit. Die Freiheit darf einem Men-
schen nur in den folgenden Fällen und nur 
auf dem gesetzlich vorgeschriebenen Wege 
entzogen werden: 
a) wenn er rechtmäßig nach Verurteilung 

durch ein zuständiges Gericht in Haft ge-
halten wird; 

b) wenn er rechtmäßig festgenommen wor-
den ist oder in Haft gehalten wird wegen 

Article 4 

1. Nul ne peut être tenu en esclavage ni 
en servitude. 

2. Nul ne peut être astreint á accomplir 
un travail forcé ou obligatoire. 

3. N'est pas considéré comme „travail 
forcé ou obligatoire" au sens du présent 
article: 
a) tout travail requis normalement d'une 

personne soumise á la détention dans les 
conditions prévues par l'article 5 de la 
présente Convention, ou durant sa mise 
en liberté conditionnelle; 

b) tout service de caractère militaire, ou dans 
le cas d'objecteurs de conscience dans les 
pays oú l'objection de conscience est re-
connue comme légitime, un autre service 
á la place du service miltaire obligatoire; 

c) tout service requis dans le cas de crises 
ou de calamités qui menacent la vie ou le 
bien-être de la communauté; 

d) tout travail ou service formant partie des 
obligations civiques normales. 

Article 5 

1. Toute personne a droit á la liberté et á 
la sûreté. Nul ne peut être privé de sa liberté, 
sauf dans les cas suivants et selon les voies 
légales: 

a) s'il est détenu régulièrement après con-
dammation par un tribunal compétent; 

b) s'il a fait l'objet d'une arrestation ou 
d'une détention régulière pour insou- 

Article 4 

(1) No one shall be held in slavery or 
servitude. 

(2) No one shall be required to perform 
forced or compulsory labour. 

(3) For the purpose of this Article the 
term „forced or compulsory labour" shall 
not include: 
(a) any work required to be done in the or-

dinary course of detention imposed accor-
ding to the provisions of Article 5 of this 
Convention or during conditional release 
from such detention; 

(b) any service of a military character or, in 
case of conscientious objectors in coun-
tries where they are recognised, service 
exacted instead of compulsory military 
service; 

(c) any service exacted in case of an emer-
gency or calamity threatening the life or 
well-being of the community; 

(d) any work of service which forms part of 
normal civic obligations. 

Article 5 

(1) Everyone has the right to liberty and 
security of person. No one shall be de-
prived of this liberty save in the following 
cases and in accordance with a procedure 
prescribed by law: 
(a) the lawful detention of a person after 

conviction by a competent court; 

(b) the lawful arrest or detention of a per-
son for non-compliance with the lawful 



Nichtbefolgung eines rechtmäßigen Ge-
richtsbeschlusses oder zur Erzwingung der 
Erfüllung einer durch das Gesetz vorge-
schriebenen Verpflichtung; 

c) wenn er rechtmäßig festgenommen wor-
den ist oder in Haft gehalten wird zum 
Zwecke seiner Vorführung vor die zu-
ständige Gerichtsbehörde, sofern hinrei-
chender Verdacht dafür besteht, daß der 
Betreffende eine strafbare Handlung be-
gangen hat, oder begründeter Anlaß zu 
der Annahme besteht, daß es notwendig 
ist, den Betreffenden an der Begehung 
einer strafbaren Handlung oder an der 
Flucht nach Begehung einer solchen zu 
verhindern; 

d) wenn es sich um die rechtmäßige Haft 
eines Minderjährigen handelt, die zum 
Zwecke überwachter Erziehung angeord-
net ist, oder um die rechtmäßige Haft 
eines solchen, die zwecks Vorführung vor 
die zuständige Behörde verhängt ist; 

e) wenn er sich in rechtmäßiger Haft befin-
det, weil er eine Gefahrenquelle für die 
Ausbreitung ansteckender Krankheiten 
bildet, oder weil er geisteskrank, Alko-
holiker, rauschgiftsüchtig oder Landstrei-
cher ist; 

f) wenn er rechtmäßig festgenommen wor-
den ist oder in Haft gehalten wird, weil 
er daran gehindert werden soll, unberech-
tigt in das Staatsgebiet einzudringen, oder 
weil er von einem gegen ihn schwebenden 
Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren 
betroffen ist. 
(2) jeder Festgenommene muß unverzüg-

lich und in einer ihm verständlichen Sprache 
über die Gründe seiner Festnahme und über 
die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen 
unterrichtet werden. 

mission á une ordonnance rendue, con-
formément á la loi, par un tribunal ou 
en vue de garantir l'exécution d'une obli-
gation prescrite par la loi; 

c) s'il a été arrêté et détenu en vue d'être 
conduit devant l'autorité judiciaire compé-
tente, lorsqu'il y a des raisons plausibles de 
soupçonner qu'il a commis une infraction 
ou qu'il y a des motifs raisonnables de 
croire à la nécessité de l'empêcher de com-
mettre une infraction ou de s'enfuir 
après l'accomplissement de celle-ci; 

d) s'il s'agit de la détention régulière d'un 
mineur, décidée pour son éducation sur-
veillée, ou de sa détention régulière, afin 
de le traduire devant l'autorité com-
pétente; 

e) s'il s'agit de la détention régulière d'une 
personne susceptible de propager une ma-
ladie contagieuse, d'un aliéné, d'un alcoo-
lique, d'un toxicomane ou d'un vaga-
bond; 

f) s'il s'agit de l'arrestation ou de la déten-
tion régulière d'une personne pour l'em-
pêcher de pénétrer irrégulièrement dans le 
territoire ou contre laquelle une procé-
dure d'expulsion ou d'extradition est en 
cours. 

2. Toute personne arrêtée doit être in-
formée, dans le plus court délai et dans une 
langue, qu'elle comprend, des raisons de son 
arrestation et de toute accusation portée 
contre elle. 

order of a court or in order to secure the 
fulfilment of any obligation prescribed 
by law; 

(c) the lawful arrest or detention of a person 
effected for the purpose of bringing him 
before the competent legal authority on 
reasonable suspicion of having committ-
ed an offence or when it is reasonably 
considered necessary to prevent his com-
mitting an offence or fleeing after hav-
ing done so; 

(d) the detention of a minor by lawful order 
for the purpose of educational super-
vision or his lawful detention for the 
purpose of bringing him before the corn-
petent legal authority; 

(e) the lawful detention of persons for the 
prevention of the spreading of infectious 
diseases, of persons unsound mind, 
alcoholics or drug addicts or vagrants; 

(f) the lawful arrest or detention of a per-
son to prevent his effecting an un-
authorised entry into the country or of 
a person against whom action is being 
taken with a view to deportation or ex-
tradition. 

(2) Everyone who is arrested shall be in-
formed promptly, in a language which he 
understands, of the reasons for his arrest and 
of any charge against him. 



(3) Jede nach der Vorschrift des Absatzes 
1 c) dieses Artikels festgenommene oder in 
Haft gehaltene Person muß unverzüglich 
einem Richter oder einem anderen, gesetzlich 
zur Ausübung richterlicher Funktionen er-
mächtigten Beamten vorgeführt werden. Er 
hat Anspruch auf Aburteilung innerhalb 
einer angemessenen Frist oder auf Haftent-
lassung während des Verfahrens. Die Freilas-
sung kann von der Leistung einer Sicherheit 
für das Erscheinen vor Gericht abhängig ge-
macht werden. 

(4) jeder, der seiner Freiheit durch Fest-
nahme oder Haft beraubt ist, hat das Recht, 
ein Verfahren zu beantragen, in dem von 
einem Gericht unverzüglich über die Recht-
mäßigkeit der Haft entschieden wird und im 
Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung 
angeordnet wird. 

(5) jeder, der entgegen den Bestimmungen 
dieses Artikels von Festnahme oder Haft be-
troffen worden ist, hat Anspruch auf Schaden-
ersatz. 

Artikel 6 

(1) Jedermann hat Anspruch darauf, daß 
seine Sache in billiger Weise öffentlich und 
innerhalb einer angemessenen Frist gehört 
wird, und zwar von einem unabhängigen und 
unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Ge-
richt, das über zivilrechtliche Ansprüche und 
Verpflichtungen oder über die Stichhaltigkeit 
der gegen ihn erhobenen strafrechtlichen An-
klage zu entscheiden hat. Das Urteil muß 
öffentlich verkündet werden, jedoch kann die 
Presse und die Offentlichkeit während der 
gesamten Verhandlung oder eines Teiles der-
selben im Interesse der Sittlichkeit, der öffent-
lichen Ordnung oder der nationalen Sicher- 

3. Toute personne arrêtée ou détenue, 
dans les conditions prévues au paragraphe 1 c) 
du présent article, doit être aussitôt traduite 
devant un juge ou un autre magistrat habi-
lité par la loi á exercer des fonctions judi-
ciaires et a le droit d'être jugée dans un délai 
raisonnable, ou libérée pendant la procédure. 
La mise en liberté peut être subordonnée á 
une garantie assurant la comparution de 
l'intéressé á l'audience. 

4. Toute personne privée de sa liberté par 
arrestation ou détention a le droit d'intro-
duire un recours devant un tribunal, afin 
qu'il statue à bref délai sur la légalité de sa 
détention et ordonne sa libération si la dé-
tention est illégale. 

5. Toute personne victime d'une arresta-
tion ou d'une détention dans des conditions 
contraires aux dispositions de cet article a 
droit á réparation. 

Article 6 

1. Toute personne a droit à ce que sa cause 
soit entendue équitablement, publiquement 
et dans un délai raisonnable, par un tribunal 
indépendant et impartial établi par la loi, 
qui décidera, soit des contestations sur ses 
droits et obligations de caractère civil, soit 
du bien-fondé de toute accusation en matière 
pénale dirigée contre elle. Le jugement doit 
être rendu publiquement, mais l'accès de la 
salle d'audience peut être interdit á la presse 
et au public pendant la totalité ou une partie 
du procès dans l'intérêt de la moralité, de 
l'ordre public ou de la sécurité nationale dans 
une société démocratique, lorsque les intérêts 

(3) Everyone arrested or detained in ac-
cordance with the provisions of paragraph 1 
(c) of this Article shall be brought promptly 
before a judge or other officer authorised by 
law to exercise judicial power and shall be 
entitled to trial within a reasonable time or 
to release pending trial. Release may be con-
ditioned by guarantees to appear for trial. 

(4) Everyone who is deprived of his liberty 
by arrest or detention shall be entitled to 
take proceedings by which the lawfulness of 
his detention shall be decided speedily by a 
court and his release ordered if the deten-
tion is not lawful. 

(5) Everyone who has been the victim of 
arrest or detention in contravention of the 
provisions of this Article shall have an en-
forceable right to compensation. 

Article 6 

(1) In the determination of his civil rights 
and obligations or of any criminal charge 
against him, everyone is entitled to a fair 
and public hearing within a reasonable time 
by an independent and impartial tribunal 
established by law. judgement shall be pro-
nounced publicly but the press and public 
may be excluded from all or part of the trial 
in the interests of morals, public order or 
national security in a democratic society, 
where the interests of juveniles or the pro-
tection of the private life of the parties so re-
quire, or to the extent strictly necessary in 
the opinion of the court in special circum- 



heit in einem demokratischen Staat ausge-
schlossen werden, oder wenn die Interessen 
von Jugendlichen oder der Schutz des Privat-
lebens der Prozeßparteien es verlangen oder, 
und zwar unter besonderen Umständen, 
wenn die öffentliche Verhandlung die Inter-
essen der Gerechtigkeit beeinträchtigen 
würde, in diesem Falle jedoch nur in dem 
nach Auffassung des Gerichts erforderlichen 
Umfang. 

(2) Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner 
Schuld wird vermutet, daß der wegen einer 
strafbaren Handlung Angeklagte unschuldig 
ist. 

(3) jeder Angeklagte hat mindestens (eng-
lischer Text) insbesondere (französischer Text) 
die folgenden Rechte: 
a) unverzüglich in einer für ihn verständ-

lichen Sprache in allen Einzelheiten über 
die Art und den Grund der gegen ihn 
erhobenen Beschuldigung in Kenntnis ge-
setzt zu. werden; 

b) über ausreichende Zeit und Gelegenheit 
zur Vorbereitung seiner Verteidigung zu 
verfügen; 

c) sich selbst zu verteidigen oder den Bei-
stand eines Verteidigers seiner Wahl zu 
erhalten und, falls er nicht über die Mittel 
zur Bezahlung eines Verteidigers verfügt, 
unentgeltlich den Beistand eines Pflicht-
verteidigers zu erhalten, wenn dies im 
Interesse der Rechtspflege erforderlich 
ist; 

d) Fragen an die Belastungszeugen zu stellen 
oder stellen zu lassen und die Ladung und 
Vernehmung der Entlastungszeugen unter 
denselben Bedingungen wie die der Be-
lastungszeugen zu erwirken; 

des mineurs ou la protection de la vie privée 
des parties au procès l'exigent, ou dans la 
mesure jugée strictement nécessaire par le 
tribunal, lorsque dans des circonstances spé-
ciales la publicité serait de nature à porter 
atteinte aux intérêts de la justice. 

2. Toute personne accusée d'une infraction 
est présumée innocente jusqu'á ce que sa cul-
pabilité ait été légalement établie. 

3. Tout accusé a droit notamment á: 

a) être informé, dans le plus court délai, dans 
une langue qu'il comprend et d'une 
manière détaillée, de la nature et de la 
cause de l'accusation portée contre lui; 

b) disposer du temps et des facilités néces-
saires á la préparation de sa défense; 

c) se défendre lui-même ou avoir l'assistance 
d'un défenseur de son choix et, s'il n'a pas 
les moyens de rémunérer un défenseur, 
pour être assisté gratuitement par un avo-
cat d'office, lorsque les intérêts de la 
justice l'exigent; 

d) interroger ou faire interroger les témoins 
á charge et obtenir la convocation et 
l'interrogation des témoins á décharge 
dans les mêmes conditions que les témoins 
á charge; 

stances where publicity would prejudice the 
interests of justice. 

(2) Everyone charged with a criminal offence 
shall be presumed innocent until proved 
guilty according to law. 

(3) Everyone charged with a criminal 
offence has the following minimum rights: 

(a) to be informed promptly, in a language 
which he understands and in detail, of the 
nature and cause of the accusation against 
him; 

(b) to have adequate time and facilities for 
the preparation of his defence; 

(c) to defend himself in person or through 
legal assistance of his own choosing or, if 
he has not sufficient means to pay for 
legal assistance, to be given it free when 
the interests of justice so require; 

(d) to examine or have examined witnesses 
against him and to obtain the attendance 
and examination of witnesses on his be-
half under the same conditions as wit-
nesses against him; 



e) die unentgeltliche Beiziehung eines Dol-
metschers zu verlangen, wenn er (der An-
geklagte) die Verhandlungssprache des Ge-
richts nicht versteht oder sich nicht darin 
ausdrücken kann. 

Artikel 7 

(1) Niemand kann wegen einer Handlung 
oder Unterlassung verurteilt werden, die zur 
Zeit ihrer Begehung nach inländischem oder 
internationalem Recht nicht strafbar war. 
Ebenso darf keine höhere Strafe als die im 
Zeitpunkt der Begehung der strafbaren 
Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. 

(2) Durch diesen Artikel darf die Verurtei-
lung oder Bestrafung einer Person nicht aus-
geschlossen werden, die sich einer Handlung 
oder Unterlassung schuldig gemacht hat, 
welche im Zeitpunkt ihrer Begehung nach 
den allgemeinen von den zivilisierten Völ-
kern anerkannten Rechtsgrundsätzen straf-
bar war. 

Artikel 8 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung 
seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. 

(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde 
in die Ausübung dieses Rechts ist nur statt-
haft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vor-
gesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die 
in einer demokratischen Gesellschaft für die 
nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Lan-
des, die Verteidigung der Ordnung und zur 
Verhinderung von strafbaren Handlungen, 
zum Schutz der Gesundheit und der Moral 
oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 

e) se faire assister gratuitement d'un inter-
prète, s'il ne comprend pas ou ne parle 
pas la langue employée á l'audience. 

Article 7 

1. Nul ne peut être condamné pour une 
action ou une omission qui au moment oú 
elle a été commise, ne constituait pas une in-
fraction d'après le droit national ou inter-
national. De même il n'est infligé aucune 
peine plus forte que celle qui était applicable 
au moment oú l'infraction a été commise. 

2. Le présent article ne portera pas atteinte 
au jugement et á la punition d'une personne 
coupable d'une action ou d'une omission qui 
au moment oú elle été commise, était crimi-
nelle d'après les principes généraux de droit 
reconnus par les nations civilisées. 

Article 8 

1. Toute personne a droit au respect de sa 
vie privée et familiale, de son domicile et de 
sa correspondance. 

2. Il ne peut y avoir ingérence d'une auto-
rité publique dans l'exercice de ce droit que 
pour autant que cette ingérence est prévue 
par la loi et qu'elle constitue une mesure qui, 
dans une société démocratique, est nécessaire 
á la sécurité nationale, á la sûreté publique, au 
bien-être économique du pays, á la défense 
de l'ordre et á la prévention des infractions 
pénales, á la protection de la santé ou de la 
morale, ou à la protection des droits et 
libertés d'autrui. 

(e) to have the free assistance of an inter-
preter if he cannot understand or speak 
the language used in court. 

Article 7 

(1) No one shall be held guilty of any 
criminal offence on account of any act or 
omission which did not constitute a criminal 
offence under national or international law 
at the time when it was committed. Nor shall 
a heavier penalty be imposed than the one 
that was applicable at the time the criminal 
offence was committed. 

(2) This Article shall not prejudice the 
trial and punishment of any person for any 
act or omission which at the time when it 
was committed, was criminal according to the 
general principles of law recognised by ci-
vilised nations. 

Article 8 

(1) Everyone has the right to respect for 
his private and family life, his home and his 
correspondence. 

(2) There shall be no interference by a 
public authority with the exercise of this right 
except such as in accordance with the law 
and is necessary in a democratic society in 
the interests of national security, public safety 
or the economic well-being of the country, 
for the prevention of disorder or crime, for 
the protection of health or morals, or for the 
protection of the rights and freedoms of 
others. 



Artikel 9 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses 
Recht umfaßt die Freiheit des Einzelnen 
zum Wechsel der Religion oder der Welt-
anschauung sowie die Freiheit, seine Religion 
oder Weltanschauung einzeln oder in Ge-
meinschaft mit anderen öffentlich oder pri-
vat, durch Gottesdienst, Unterricht, durch 
die Ausübung und Beachtung religiöser Ge-
bräuche auszuüben. 

(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit 
darf nicht Gegenstand anderer als vom Ge-
setz vorgesehener Beschränkungen sein, die 
in einer demokratischen Gesellschaft notwen-
dige Maßnahmen im Interesse der öffent-
lichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, 
Gesundheit und Moral oder für den Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer sind. 

Artikel 10 

(1) jeder hat Anspruch auf freie Meinungs-
äußerung. Dieses Recht schließt die Freiheit 
der Meinung und die Freiheit zum Empfang 
und zur Mitteilung von Nachrichten oder 
Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. 
Dieser Artikel schließt nicht aus, daß die 
Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fern-
sehunternehmen einem Genehmigungsverfah-
ren unterwerfen. 

(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten 
Pflichten und Verantwortung mit sich bringt, 
kann sie bestimmten, vom Gesetz vorge-
sehenen Formvorschriften, Bedingungen, Ein-
schränkungen oder Strafdrohungen unter-
worfen werden, wie sie vom Gesetz vorge-
schrieben und in einer demokratischen Ge- 

Article 9 

1. Toute personne a droit á la liberté de 
pensée, de conscience et de religion; ce droit 
implique la liberté de changer de religion ou 
de conviction, ainsi que la liberté de mani-
fester sa religion ou sa conviction indivi-
duellement ou collectivement, en public ou 
en privé, par le culte, l'enseignement, les pra-
tiques et l'accomplissement des rites. 

2. La liberté de manifester sa religion ou 
ses convictions ne peut faire l'objet d'autres 
restrictions que celles qui, prévues par la loi, 
constituent des mesures nécessaires, dans une 
société démocratique, á la sécurité publique, 
à la protection de l'ordre, de la santé ou de 
la morale publique, ou á la protection des 
droits et libertés d'autrui. 

Article 10 
1. Toute personne a droit á la liberté d'ex-

pression. Ce droit comprend la liberté d'opi-
nion et la liberté de recevoir ou de commu-
niquer des informations ou des idées sans 
qu'il puisse y avoir ingérence d'autorités 
publiques et sans considération de frontière. 
Le présent article n'empêche pas les Etats de 
soumettre les entreprises de radiodiffusion, 
de cinéma ou de télévision á un régime 
d'autorisations. 

2. L'exercice de ces libertés comportant 
des devoirs et des responsabilités peut être 
soumis á certaines formalités, conditions, res-
trictions ou sanctions, prévues par la loi, qui 
constituent des mesures nécessaires, dans une 
société démocratique, á la sécurité nationale, 
á l'intégralité territoriale ou á la sûreté 

Article 9 

(1) Everyone has the right to freedom of 
thought, conscience and religion; this right 
includes freedom to change his religion or be-
lief and freedom either alone or in community 
with others and in public or private, to mani-
fest his religion or belief, in worship, teaching, 
practice and observance. 

(2) Freedom to manifest one's religion or 
beliefs shall be subject only to such limitations 
as are prescribed by law and are necessary in 
a democratic society in the interests of public 
safety, for the protection of public order, 
health or morals or for the protection or the 
rights and freedoms of others. 

Article 10 

(1) Everyone has the right to freedom of 
expression. This right shall include freedom 
to hold opinions and to receive and impart 
information and ideas without interference 
by public authority and regardless of fron-
tiers. This Article shall not prevent States 
from requiring the licensing of broadcasting, 
television or cinema enterprises. 

(2) The exercise of these freedoms, since 
it carries with it duties and resposibilities, 
may be subject to such formalities, conditions, 
restrictions or penalties as are prescribed by 
law and are necessary in a democratic society, 
in the interests of national security, territorial 
integrity or public safety for the prevention 



sellschaft im Interesse der nationalen Sicher-
heit, der territorialen Unversehrtheit oder 
der öffentlichen Sicherheit, der Aufrecht-
erhaltung der Ordnung und der Verbrechens-
verhütung, des Schutzes der Gesundheit und 
der Moral, des Schutzes des guten Rufes oder 
der Rechte anderer, um die Verbreitung 
von vertraulichen Nachrichten zu verhindern 
oder das Ansehen und die Unparteilichkeit 
der Rechtsprechung zu gewährleisten, unent-
behrlich sind. 

Artikel 11 

(1) Alle Menschen haben das Recht, sich 
friedlich zu versammeln und sich frei mit 
anderen zusammenzuschließen, einschließlich 
des Rechts, zum Schutze ihrer Interessen Ge-
werkschaften zu bilden und diesen beizu-
treten. 

(2) Die Ausübung dieser Rechte darf kei-
nen anderen Einschränkungen unterworfen 
werden als den vom Gesetz vorgesehenen, 
die in einer demokratischen Gesellschaft im 
Interesse der äußeren und inneren Sicherheit, 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur 
Verbrechensverhütung, zum Schutze der Ge-
sundheit und der Moral oder zum Schutze 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 
sind. Dieser Artikel verbietet nicht, daß die 
Ausübung dieser Rechte für Mitglieder der 
Streitkräfte, der Polizei oder der Staatsver-
waltung gesetzlichen Einschränkungen unter-
worfen wird. 

Artikel 12 

Mit Erreichung des Heiratsalters haben 
Männer und Frauen das Recht, eine Ehe ein-
zugehen und eine Familie nach den natio-
nalen Gesetzen, die die Ausübung dieses 
Rechts regeln, zu gründen.  

publique, à la défense de l'ordre et à la pré-
vention du crime, à la protection de la santé 
ou de la morale, á la protection de la répu-
tation ou des droits d'autrui, pour empêcher 
la divulgation d'informations confidentielles 
ou pour garantir l'autorité et l'impartialité 
du pouvoir judiciaire. 

Article 11 

1. Toute personne a droit à la liberté de 
réunion pacifique et á la liberté d'association, 
y compris le droit de fonder avec d'autres 
des syndicats et de s'affilier á des syndicats 
pour la défense de ses intérêts. 

2. L'exercice de ces droits ne peut faire 
l'objet d'autres restrictions que celles qui, 
prévues par la loi, constituent des mesures 
nécessaires, dans une société démocratique, á 
la sécurité nationale, à la sûreté publique, à la 
défense de l'ordre et á la prévention du 
crime, à la protection de la santé ou de la 
morale, ou á la protection des droits et 
libertés d'autrui. Le présent article n'interdit 
pas que des restrictions légitimes soient im-
posées à l'exercice de ces droits par les mem-
bres des forces armées, de la police ou de l'ad-
ministration de l'Etat. 

Article 12 

A partir de l'âge nubile, l'homme et la 
femme ont le droit de se marier et de fonder 
une famille selon les lois nationales régissant 
l'exercice de ce droit.  

of disorder or crime, for the protection of 
health or morals, for the protection of the 
reputation or rights of others, for preventing 
the disclosure of information received in con-
fidence, or for maintaining the authority and 
impartiality of the judiciary. 

Article 11  

(1) Everyone has the right to freedom of 
peaceful assembly and to freedom of associ-
ation with others, including the right to form 
and to join trade unions for the protection 
of his interests. 

(2) No restrictions shall be placed on the 
exercise of these rights other than such as are 
prescribed by law and are necessary in a de-
mocratic society in the interests of national 
security or public safety, for the prevention 
of disorder or crime, for the protection of 
health or morals of for the protection of the 
rights and freedoms of others. This Article 
shall not prevent the imposition of lawful 
restrictions on the exercise of these rights by 
members of the armed forces, of the police 
or of the administration of the State. 

Article 1 2 

Men and women of marriageable age have 
the right to marry and to found a family, 
according to the national laws governing the 
exercise of this right. 



Artikel 13 

Sind die in der vorliegenden Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten verletzt 
worden, so hat der Verletzte das Recht, eine 
wirksame Beschwerde bei einer nationalen 
Instanz einzulegen, selbst wenn die Ver-
letzung von Personen begangen worden ist, 
die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben. 

Artikel 14 

Der Genuß der in der vorliegenden Kon-
vention festgelegten Rechte und Freiheiten 
muß ohne Unterschied des Geschlechts, der 
Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, poli-
tischen oder sonstigen Anschauungen, natio-
naler oder sozialer Herkunft, Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, des Ver-
mögens, der Geburt oder des sonstigen Sta-
tus gewährleistet werden. 

Artikel 15 

(1) Im Falle eines Krieges oder eines an-
deren öffentlichen Notstandes, der das Leben 
der Nation bedroht, kann jeder der Hohen 
Vertragschließenden Teile Maßnahmen er-
greifen, welche die in dieser Konvention vor-
gesehenen Verpflichtungen in dem Umfang, 
den die Lage unbedingt erfordert, und unter 
der Bedingung außer Kraft setzen, daß diese 
Maßnahmen nicht in Widerspruch zu den 
sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
stehen. 

(2) Die vorstehende Bestimmung gestattet 
kein Außerkraftsetzen des Artikels 2 außer 
bei Todesfällen, die auf rechtmäßige Kriegs-
handlungen zurückzuführen sind, oder der 
Artikel 3, 4 (Absatz 1) und 7. 

Article 13 

Toute personne dont les droits et libertés 
reconnus dans la présente Convention ont été 
violés, a droit á l'octroi d'un recours effectif 
devant une instance nationale, alors même 
que la violation aurait été commise par des 
personnes agissant dans l'exercice de leurs 
fonctions officielles. 

Article 14 

La jouissance des droits et libertés reconnus 
dans la présente Convention doit être assurée, 
sans distinction aucune, fondée notamment 
sur le sexe, la race, la couleur, la langue, la 
religion, les opinions politiques ou toutes 
autres opinions, l'origine nationale ou sociale, 
l'apartenance á une minorité nationale, la for-
tune, la naissance ou toute autre situation. 

Article 15 

1. En cas de guerre ou en cas d'autre 
danger public menaçant la vie de la nation, 
toute Haute Partie Contractante peut prendre 
des mesures dérogeant aux obligations pré-
vues par la présente Convention, dans la 
stricte mesure oú la situation l'exige et á la 
condition que ces mesures ne soient pas en 
contradiction avec les autres obligations dé-
coulant du droit international. 

2. La disposition précédente n'autorise 
aucune dérogation á l'article 2, sauf pour le 
cas de décas résultant d'actes licites de guerre, 
et aux articles 3, 4 (paragraphe 1) et 7. 

Article 13 

Everyone whose rights and freedoms as 
set forth in this Convention are violated shall 
have an effective remedy before a national 
authority notwithstanding that the violation 
has been committed by persons acting in an 
official capacity. 

Article 1 4 

The enjoyment of the rights and freedoms 
set forth in this Convention shall be secured 
without discrimination on any ground such 
as sex, race, colour, language, religion, poli-
tical or other opinion, national or social 
origin, association with a national minority, 
property, birth or other status. 

Article 15 

(1) In time of war or other public emer-
gency threatening the life of the nation any 
High Contracting Party may take measures 
derogating from its obligations under this 
Convention to the extent strictly required 
by the exigencies of the situation, provided 
that such measures are not inconsistent with 
its other obligations under international law. 

(2) No derogation from Article 2, except 
in respect of deaths resulting from lawful 
acts of war, or from Articles 3, 4 (para-
graph 1) and 7 shall be made under this pro-
vision. 



(3) Jeder Hohe Vertragschließende Teil, 
der dieses Recht der Außerkraftsetzung aus-
übt, hat den Generalsekretär des Europa-
rats eingehend über die getroffenen Maß-
nahmen und deren Gründe zu unterrichten. 
Er muß den Generalsekretär des Europarats 
auch über den Zeitpunkt in Kenntnis setzen, 
in dem diese Maßnahmen außer Kraft getre-
ten sind und die Vorschriften der Konven-
tion wieder volle Anwendung finden. 

Artikel 16 

Keine der Bestimmungen der Artikel 10, 
11 und 14 darf so ausgelegt werden, daß sie 
den Hohen Vertragschließenden Parteien 
verbietet, die politische Tätigkeit von Aus-
ländern Beschränkungen zu unterwerfen. 

Artikel 17 

Keine Bestimmung dieser Konvention darf 
dahin ausgelegt werden, daß sie für einen 
Staat, eine Gruppe oder eine Person das 
Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben 
oder eine Handlung zu begehen, die auf die 
Abschaffung der in der vorliegenden Kon-
vention festgelegten Rechte und Freiheiten 
oder auf weitergehende Beschränkungen die-
ser Rechte und Freiheiten, als in der Kon-
vention vorgesehen, hinzielt. 

Artikel 18 

Die nach der vorliegenden Konvention ge-
statteten Einschränkungen dieser Rechte und 
Freiheiten dürfen nicht für andere Zwecke 
als die vorgesehenen angewandt werden. 

3. Toute Haute Partie Contractante qui 
exerce ce droit de dérogation tient le Secré-
taire Général du Conseil de l'Europe pleine-
ment informé des mesures prises et des motifs 
qui les ont inspirées. Elle doit également in-
former le Secrétaire Général du Conseil de 
l'Europe de la date á laquelle ces mesures ont 
cessé d'être en vigueur et les dispositions de 
la Convention reçoivent, de nouveau pleine 
application. 

Article 16 

Aucune des dispositions des articles 10, 11 
et 14 ne peut être considérée comme inter-
disant aux Hautes Parties Contractantes 
d'imposer des restrictions á l'activité poli-
tique des étrangers. 

Article 17 

Aucune des dispositions de la présente 
Convention ne peut être interprétée comme 
impliquant pour un Etat, un groupement ou 
un individu, un droit quelconque de se livrer 
á une activité ou d'accomplir un acte visant 
á la destruction des droits ou libertés recon-
nus dans la présente Convention ou á des 
limitations plus amples de ces droits et liber-
tés que celles prévues á ladite Convention. 

Article 1 8 

Les restrictions qui, aux termes de la pré-
sente Convention, sont apportées auxdits 
droits et libertés ne peuvent être appliquées 
que dans le but pour lequel elles ont été 
prévues. 

(3) Any High Contracting Party availing 
itself of this right of derogation shall keep 
the Secretary-General of the Council of Eu-
rope fully informed of the measures which 
it has taken and the reason therefor. It shall 
also inform the Secretary-General of the 
Council of Europe when such measures have 
ceased to operate and the provisions of the 
Convention are again being fully executed. 

Article 16 

Nothing in Articles 10, 11 and 14 shall be 
regarded as preventing the High Contracting 
Parties from imposing restrictions on the po-
litical activity of aliens. 

Article 17 

Nothing in this Convention may be inter-
preted as implying for any State, group or 
person any right to engage in any activity or 
perform any act aimed at the destruction of 
any of the rights and freedoms set forth 
herein or at their limitation to a greater 
extent than is provided for in the Conven-
tion. 

Article 18 

The restrictions permitted under this Con-
vention to the said rights and freedoms shall 
not be applied for any purpose other than 
those for which they have been prescribed. 



Abschnitt II 

Artikel 19 

Um die Einhaltung der Verpflichtungen, 
welche die Hohen Vertragschließenden Teile 
in dieser Konvention übernommen haben, 
sicherzustellen, werden errichtet: 

a) eine Europäische Kommission für Men-
schenrechte, im folgenden „Kommission" 
genannt; 

b) ein Europäischer Gerichtshof für Men-
schenrechte, im folgenden „Gerichtshof" 
genannt. 

Abschnitt III 

Artikel 20 

Die Zahl der Mitglieder der Kommission 
entspricht derjenigen der Hohen Vertrag-
schließenden Teile. Der Kommission darf 
jeweils nur ein Angehöriger jedes einzelnen 
Staates angehören. 

Artikel 21 

(1) Die Mitglieder der Kommission werden 
vom Ministerausschuß mit absoluter Stim-
menmehrheit nach einem vom Büro der Be-
ratenden Versammlung aufgestellten Na-
mensverzeichnis gewählt; jede Gruppe von 
Vertretern der Hohen Vertragschließenden 
Teile in der Beratenden Versammlung schlägt 
drei Kandidaten vor, von denen mindestens 
zwei die Staatsangehörigkeit des betreffen-
den Landes besitzen müssen. 

Titre II 

Article 19 

Afin d'assurer le respect des engagements 
résultant pour les Hautes Parties Contrac-
tantes de la présente Convention, il est 
institué: 

a) une Commission européenne des Droits de 
l'homme ci-dessous nommée „la Com-
mission"; 

b) une Cour européenne des Droits de 
l'homme, ci-dessous nommée „la Cour". 

Titre III 

Article 20 

La Commission se compose d'un nombre 
de membres égal á celui des Hautes Parties 
Contractantes. La Commission ne peut 
comprendre plus d'un ressortissant du même 
Etat. 

Article 21 

1. Les membres de la Commission sont 
élus par le Comité des Ministres á la majo-
rité absolue des voix, sur une liste de noms 
dressée par le Bureau de l'Assemblée Consul-
tative; chaque Groupe de représentants des 
Hautes Parties Contractantes á l'Assemblée 
Consultative présente trois candidats dont 
deux au moins seront de sa nationalité. 

Section II 

Article 19 

To ensure the observance of the engage-
ments undertaken by the High Contracting 
Parties in the present Convention, there shall 
be set up: 

(1) A European Commission of Human 
Rights hereinafter referred to as „the 
Commission"; 

(2) A European Court of Human Rights, 
hereinafter referred to as „the Court". 

Section III 

Article 20 

The Commission shall consist of a number 
of members equal to that of the High Con-
tracting Parties. No two members of the 
Commission may be nationals of the same 
State. 

Article 21 

(1) The members of the Commission shall 
be elected by the Committee of Ministers by 
an absolute majority of votes, from a list of 
names drawn up by the Bureau of the Con-
sultative Assembly; each group of the Re-
presentatives of the High Contracting Parties 
in the Consultative Assembly shall put for-
ward three candidates, of whom two at least 
shall be its nationals. 



(2) Dasselbe Verfahren ist, soweit anwend-
bar, einzuschlagen, um die Kommission im 
Falle späteren Beitritts anderer Staaten zu 
ergänzen und um sonst freigewordene Sitze 
neu zu besetzen. 

Artikel 22 

(1) Die Mitglieder der Kommission werden 
für die Dauer von sechs Jahren gewählt. Sie 
können wiedergewählt werden. Jedoch läuft 
das Amt von sieben der bei der ersten Wahl 
gewählten Mitglieder nach Ablauf von drei 
Jahren ab. 

(2) Die Mitglieder, deren Amt nach Ablauf 
der ersten Amtsperiode von drei Jahren 
endet, werden vom Generalsekretär des 
Europarats unmittelbar nach der ersten Wahl 
durch das Los bestimmt. 

(3) Das Amt eines Mitglieds der Kom-
mission, das an Stelle eines anderen Mitglieds, 
dessen Amt noch nicht abgelaufen war, ge-
wählt worden ist, dauert bis zum Ende der 
Amtszeit seines Vorgängers. 

(4) Die Mitglieder der Kommission bleiben 
bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger im 
Amt. Danach bleiben sie in den Fällen tätig, 
mit denen sie bereits befaßt waren. 

Artikel 23 

Die Mitglieder der Kommission gehören 
der Kommission nur als Einzelpersonen an. 

2. Dans la mesure où elle est applicable, la 
mame procédure est suivie pour compléter la 
Commission au cas où d'autres Etats devien-
draient ultérieurement Parties á la présente 
Convention, et pour pourvoir aux sièges de-
venus vacants. 

Article 22 

1. Les Membres de la Commission sont 
élus pour une durée de six ans. Ils sont rééli-
gibles. Toutefois, en ce qui concerne les 
membres désignés à la premiere élection, les 
fonctions de sept membres prendront fin au 
bout de trois ans. 

2. Les membres dont les fonctions pren-
dront fin au terme de la période initiale de 
trois ans, sont désignés par tirage au sort 
effectué par le Secrétaire Général du Conseil 
de l'Europe immédiatement après qu'il aura 
été procédé á la premiere élection. 

3. Le membre de la Commission élu en 
remplacement d'un membre dont le mandat 
n'est pas expiré achève le terme du mandat 
de son prédécesseur. 

4. Les membres de la Commission restent 
en fonctions jusqu'à leur remplacement. 
Après ce remplacement, ils continuent de 
connaître des affaires dont ils sont déjà 
saisis. 

Article 23 

Les membres de la Commission siègent à 
la Commission à titre individuel. 

(2) As far as applicable, the same proce-
dure shall be followed to complete the Com

-

mission in the event of other States subse-
quently becoming Parties to this Convention, 
and in filling casual vacancies. 

Article 22 

(1) The members of the Commission shall 
be elected for a period of six years. The may 
be re-elected. However, of the members 
elected at the first election, the terms of seven 
members shall expire at the end of three 
years. 

(2) The members whose terms are to expire 
at the end of the initial period of three years 
shall be chosen by lot by the Secretary

-

General of the Council of Europe immedi-
ately after the first election has been com-
pleted. 

(3) A member of the Commission elected to 
replace a member whose term of office has 
not expired shall hold office for the remain-
der of his predecessor's term. 

(4) The members of the Commission shall 
hold office until replaced. After having been 
replaced, they shall continue to deal with such 
cases as they already have under con-
sideration. 

Article 23 

The members of the Commission shall sit 
on the Commission in their individual capa-
city. 



Artikel 24 

Jeder Vertragschließende Teil kann durch 
Vermittlung des Generalsekretärs des 
Europarats die Kommission mit jeder angeb-
lichen Verletzung der Bestimmungen der 
vorliegenden Konvention durch einen ande-
ren Hohen Vertragschließenden Teil befassen. 

Artikel 25 

(1) Die Kommission kann durch ein an 
den Generalsekretär des Europarats gerich-
tetes Gesuch jeder natürlichen Person, nicht-
staatlichen Organisation oder Personenver-
einigung angegangen werden, die sich durch 
eine Verletzung der in dieser Konvention 
anerkannten Rechte durch einen der Hohen 
Vertragschließenden Teile beschwert fühlt, 
vorausgesetzt, daß der betreffende Hohe 
Vertragschließende Teil eine Erklärung ab-
gegeben hat, wonach er die Zuständigkeit der 
Kommission auf diesem Gebiete anerkannt 
hat. Die Hohen Vertragschließenden Teile, 
die eine solche Erklärung abgegeben haben, 
verpflichten sich, die wirksame Ausübung 
dieses Rechts in keiner Weise zu behindern. 

(2) Diese Erklärungen können auch für 
einen bestimmten Zeitabschnitt abgegeben 
werden. 

(3) Sie sind dem Generalsekretär des 
Europarats zu übermitteln, der den Hohen 
Vertragschließenden Teilen Abschriften 
davon zuleitet und für die Veröffentlichung 
der Erklärungen sorgt. 

(4) Die Kommission wird die ihr durch 
diesen Artikel übertragenen Befugnisse nur 
ausüben, wenn mindestens sechs Hohe Ver-
tragschließende Teile durch die in den vor-
stehenden Absätzen vorgesehenen Erklärun-
gen gebunden sind. 

Article 24 

Toute Partie Contractante peut saisir la 
Commission, par l'intermédiaire du Secrétaire 
Général du Conseil de l'Europe, de tout man-
quement aux dispositions de la présente Con-
vention qu'elle croira pouvoir être imputé 
á une autre Partie Contractante. 

Article 25 

1. La Commission peut être saisie d'une re-
quête adressée au Secrétaire Général du Conseil 
de l'Europe par toute personne physique, toute 
organisation non gouvernementale ou tout 
groupe de particuliers, qui se prétend victime 
d'une violation par l'une des Hautes Parties 
Contractantes des droits reconnus dans la pré-
sente Convention, dans le cas oú la Haute 
Partie Contractante mise en cause a déclaré 
reconnaître la compétence de la Commission 
dans cette matière. Les Hautes Parties Con-
tractantes ayant souscrit une telle déclaration 
s'engagent á n'entraver par aucune mesure 
l'exerciee efficace de ce droit. 

2. Ces déclarations peuvent être faites pour 
une durée déterminée. 

3. Elles sont remises au Secrétaire Général 
du Conseil de l'Europe, qui en transmet copies 
aux Hautes Parties Contractantes et en assure 
la publication. 

4. La Commission n'exercera la compétence 
qui lui est attribuée par le présent article que 
lorsque six Hautes Parties Contractantes au 
moins se trouveront liées par la déclaration 
prévue aux paragraphes précédents. 

Article 24 

Any High Contracting Party may refer to 
the Commission, through the Secretary-Gener-
al of the Council of Europe, any alleged 
breach of the provisions of the Convention 
by another High Contracting Party. 

Article 25 

(1) The Commission may receive petitions 
addressed to the Secretary-General of the 
Council of Europe from any person, non-
governmental organisation or group of indi-
viduals claiming to be the victim of a viola-
tion by one of the High Contracting Parties 
of the rights set forth in this Convention, 
provided that the High Contracting Party 
against which the complaint has been lodged 
has declared that it recognises the competence 
of the Commission to receive such petitions. 
Those of the High Contracting Parties who 
have made such a declaration undertake not 
to hinder in any way the effective exercise 
of this right. 

(2) Such declarations may be made for a 
specific period. 

(3) The declarations shall be deposited with 
the Secretary-General of the Council of 
Europe who shall transmit copies thereof to 
the High Contracting Parties and publish 
them. 

(4) The Commission shall only exercise the 
powers provided for in this Article when at 
least six High Contracting Parties are bound 
by declarations made in accordance with the 
preceding paragraphs. 



Artikel 26 

Die Kommission kann sich mit einer An-
gelegenheit erst nach Erschöpfung der inner-
staatlichen Rechtsmittelverfahren in Ober-
einstimmung mit den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des Völkerrechts und innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten nach dem Er-
gehen der endgültigen innerstaatlichen Ent-
scheidung befassen. 

Artikel 27 

(1) Die Kommission befaßt sich nicht mit 
einem gemäß Artikel 25 eingereichten Ge-
such, wenn es 
a) anonym ist; 
b) mit einem schon vorher von der Kom-

mission geprüften Gesuch übereinstimmt 
oder einer anderen internationalen Unter-
suchungs- oder Ausgleichsinstanz unter-
breitet worden ist, und wenn es keine 
neuen Tatsachen enthält. 

(2) Die Kommission behandelt jedes ge-
mäß Artikel 25 unterbreitete Gesuch als un-
zulässig, wenn sie es für unvereinbar mit den 
Bestimmungen dieser Konvention, für offen-
sichtlich unbegründet oder für einen Miß-
brauch des Beschwerderechts hält. 

(3) Die Kommission weist jedes Gesuch 
zurück, das sie gemäß Artikel 26 für unzu-
lässig hält. 

Artikel 28 

Falls die Kommision das Gesuch annimmt, 

a) hat sie zum Zwecke der Tatsachenfest-
stellung mit den Vertretern der Parteien 
eine kontradiktorische Prüfung und, falls 

Article 26 

La Commission ne peut être saisie qu'après 
l'épuisement des voies de recours internes, tel 
qu'il est entendu selon les Principes de droit 
international généralement reconnus et dans 
le délai de six mois, á partir de la date de la 
décision interne définitive. 

Article 27 

1. La Commission ne retient aucune requête 
introduite par application de l'article 25, 
lorsque: 
a) elle est anonyme; 
b) elle est essentiellement la même qu'une 

requête précédemment examinée par la 
Commission ou déjà soumise á une autre 
instance internationale d'enquête ou de 
règlement et si elle ne contient pas de faits 
nouveaux. 

2. La Commission déclare irrecevable toute 
requête introduite par application de l'ar-
ticle 25, lorsqu'elle estime la requête incom-
patible avec les dispositions de la présente 
Convention, manifestement mal fondée ou 
abusive. 

3. La Commission rejette toute requête 
qu'elle considère comme irrecevable par appli-
cation de l'article 26. 

Article 28 

Dans le cas oú la Commission retient la 
requête: 
a) afin d'établir les faits, elle procède à un 

examen contradictoire de la requête avec 
les représentants des parties et, s'il y a 

Article 26 

The Commission may only deal with the 
matter after all domestic remedies have been 
exhausted, according to the generally recognis-
ed rules of international law, and within a 
period of six months from the date on which 
the final decision was taken. 

Article 27 

(1) The Commission shall not deal with 
any petition submitted under Article 25 which 

(a) is anonymous, or 
(b) is substantially the same as a matter 

which has already been examined by the 
Commission or has already been sub-
mitted to another procedure of inter-
national investigation or settlement and 
if it contains no relevant new infor-
mation. 

(2) The Commission shall consider inad-
missible any petition submitted under 
Article 25 which it considers incompatible 
with the provisions of the present Convention, 
manifestly ill-founded, or an abuse of the 
right of petition. 

(3) The Commission shall reject any peti-
tion referred to it which it considers inadmis-
sible under Article 26. 

Article 28 

In the event of the Commission accepting 
a petition referred to it: 
(a) it shall, with a view to ascertaining the 

facts, undertake together with the repre-
sentatives of the parties an examination 



erforderlich, eine Untersuchung der An-
gelegenheit vorzunehmen; die betreffen-
den Staaten haben, nachdem ein Mei-
nungsaustausch mit der Kommission statt-
gefunden hat, alle Erleichterungen, die 
zur wirksamen Durchführung der Unter-
suchung erforderlich sind, zu gewähren; 

b) hat sich zur Verfügung der beteiligten 
Parteien zu halten, damit ein freund-
schaftlicher Ausgleich der Angelegenheit 
auf der Grundlage der Achtung der Men-
schenrechte, wie sie in dieser Konvention 
niedergelegt sind, erreicht werden kann. 

Artikel 29 

(1) Die Kommision führt die in Artikel 28 
bezeichneten Aufgaben durch eine Unter-
kommission aus, die aus sieben Mitgliedern 
der Kommission besteht. 

(2) Jede der beteiligten Parteien hat das 
Recht, eine Person ihrer Wahl in diese Unter-
kommission zu entsenden. 

(3) Die übrigen Mitglieder werden nach 
dem in der Geschäftsordnung der Kommis-
sion festgelegten Verfahren durch das Los 
bestimmt. 

Artikel 30 

Gelingt es • der Unterkommission gemäß 
Artikel 28 ein Obereinkommen zu erzielen, 
so hat sie einen Bericht anzufertigen, der 
den beteiligten Staaten, dem Ministeraus-
schuß und dem Generalsekretär des Europa-
rats zur Veröffentlichung zu übersenden ist. 
Der Bericht hat sich auf eine kurze Angabe 
des Sachverhalts und der erzielten Lösung 
zu beschränken. 

lieu, á une enquête pour la conduite effi-
cace de laquelle les Etats intéressés four-
niront toutes facilités nécessaires, après 
échange de vues avec la Commission; 

b) elle se met á la disposition des intéressés 
en vue de parvenir a un reglement ami-
able de l'affaire qui s'inspire du respect 
des Droits de l'homme, tels que les recon-
naît la présente Convention. 

Article 29 

1. La Commission remplit les fonctions 
prévues á l'article 28 au moyen d'une sous-
commission composée de sept membres de la 
Commission. 

2. Chaque intéressé peut désigner un mem-
bre de son choix pour faire partie de la sous-
commission. 

3. Les autres membres sont désignés par 
tirage au sort, conformément aux dispositions 
prévues par le reglement intérieur de la 
Commission. 

Article 30 

Si elle parvient á obtenir un règlement ami-
able, conformément á l'article 28, la sous-
commission dresse un rapport qui est transmis 
aux Etats intéressés, au Comité des Ministres 
et au Secrétaire Général du Conseil de l'Eu-
rope, aux fins de publication. Ce rapport se 
limite á un bref exposé des faits et de la 
solution adoptée. 

of the petition and, if need be, an in-
vestigation, for the effective conduct of 
which the States concerned shall furnish 
all necessary facilities, after an exchange 
of views with the Commission; 

(b) it shall place itself at the disposal of the 
parties concerned with a view to secur-
ing a friendly settlement of the matter 
on the basis of respect for Human Rights 
as defined in this Convention. 

Article 29 

(1) The Commission shall perform the 
functions set out in Article 28 by means of 
a Sub-Commission consisting of seven mem-
bers of the Commission. 

(2) Each of the parties concerned may 
appoint as members of this Sub-Commission 
a person of its choice. 

(3) The remaining members shall be chosen 
by lot in accordance with arrangements 
prescribed in the Rules of Procedure of the 
Commission. 

Article 30 

If the Sub-Commission succeeds in effect-
ing a friendly settlement in accordance with 
Article 28, it shall draw up a Report which 
shall be sent to the States concerned, to the 
Committee of Ministers and to the Secre-
tary-General of the Council of Europe for 
publication. This Report shall be confined 
to a brief statement of the facts and of the 
solution reached. 



Artikel 31 

(1) Wird eine solche Lösung nicht herbei-
geführt, so hat die Kommission einen Bericht 
über den Sachverhalt anzufertigen und zu 
der Frage Stellung zu nehmen, ob sich aus 
den festgestellten Tatsachen ergibt, daß der 
betreffende Staat seine Verpflichtungen aus 
der Konvention verletzt hat. In diesem Be-
richt können die Ansichten sämtlicher Mit-
glieder der Kommission über diesen Punkt 
aufgenommen werden. 

(2) Der Bericht ist dem Ministerausschuß 
vorzulegen; er ist auch den beteiligten Staa-
ten vorzulegen, die nicht das Recht haben, 
ihn zu veröffentlichen. 

(3) Bei der Vorlage des Berichts an den 
Ministerausschuß hat die Kommission das 
Recht, von sich aus die ihr geeignet erschei-
nenden Vorschläge zu unterbreiten. 

Artikel 32 

(1) Wird die Frage nicht innerhalb eines 
Zeitraums von drei Monaten, vom Datum 
der Vorlage des Berichts an den Ministeraus-
schuß an gerechnet, gemäß Artikel 48 dieser 
Konvention, dem Gerichtshof vorgelegt, so 
entscheidet der Ministerausschuß mit Zwei-
drittelmehrheit der zur Teilnahme an den 
Sitzungen des Ausschusses berechtigten Mit-
glieder, ob die Konvention verletzt worden 
ist. 

(2) Wird eine Verletzung der Konvention 
bejaht, so hat der Ministerausschuß einen 
Zeitraum festzusetzen, innerhalb dessen der 
betreffende Hohe Vertragschließende Teil 
die in der Entscheidung des Ministerausschus-
ses vorgesehenen Maßnahmen durchzuführen 
hat. 

Article 31 

1. Si une solution n'a pu intervenir, la 
Commission rédige un rapport dans lequel 
elle constate les faits et formule un avis sur 
le point de savoir si les faits constatés révèlent, 
de la part de l'Etat intéressé, une violation 
des obligations qui lui incombent aux termes 
de la Convention. Les opinions de tous les 
membres de la Commission sur ce point peu-
vent être exprimées dans ce rapport. 

2. Le rapport est transmis au Comité des 
Ministres; il est également communiqué aux 
Etats intéressés, qui n'ont pas la faculté de 
le publier. 

3. En transmettant le rapport au Comité 
des Ministres, la Commission peut formuler 
les propositions qu'elle juge appropriées. 

Article 32 

1. Si, dans un délai de trois mois á dater 
de la transmission au Comité des Ministres 
du rapport de la Commission, l'affaire n'est 
pas déférée á la Cour par application de 
l'article 48 de la présente Convention, le 
Comité des Ministres prend, par un vote á la 
majorité des deux tiers des représentants ayant 
le droit de siéger au Comité, une décision 
sur la question de savoir s'il y a eu ou non 
une violation de la Convention. 

2. Dans l'affirmative, le Comité des Mi-
nistres fixe un délai dans lequel la Haute 
Partie Contractante intéressée doit prendre 
les mesures qu'entraîne la décision du Comité 
des Ministres. 

Article 31 

(1) If a solution is not reached, the  Corn-
mission  shall draw up a Report on the facts 
and state its opinion as to whether the facts 
found disclose a breach by the State con-
cerned of its obligations under the Conven-
tion. The opinions of all the members of the 
Commission on this point may be stated in 
the Report. 

(2) The report shall be transmitted to the 
Committee of Ministers. It shall also be 
transmitted to the States concerned, who 
shall not be at liberty to publish it. 

(3) In transmitting the Report to the 
Committee of Ministers the Commission 
may make such proposals as it thinks fit. 

Article 32 

(1) If the question is not referred to the 
Court in accordance with Article 48 of this 
Convention within a period of three months 
from the date of the transmission of the Re-
port to the Committee of Ministers, the 
Committee of Ministers shall decide by a 
majority of two-thirds of the members 
entitled to sit on the Committee whether 
there has been a violation of the Convention. 

(2) In the Affirmative case the Committee 
of Ministers shall prescribe a period during 
which the High Contracting Party con-
cerned must take the measures required by 
the decision of the Committee of Ministers. 



(3) Trifft der betreffende Hohe Vertrag-
schließende Teil innerhalb des vorgeschrie-
benen Zeitraumes keine befriedigenden Maß-
nahmen, so beschließt der Ministerausschuß 
mit der in vorstehendem Absatz 1 vorge-
schriebenen Mehrheit, auf welche Weise seine 
ursprüngliche Entscheidung vollstreckt wer-
den soll, und veröffentlicht den Bericht. 
(4) Die Hohen Vertragschließenden Teile 

verpflichten sich, jede Entscheidung des Mi-
nisterausschusses, die in Anwendung der vor-
stehenden Absätze ergeht, für sich als bin-
dend anzuerkennen. 

Artikel 33 
Die Sitzungen der Kommision finden unter 

Ausschluß der Öffentlichkeit statt. 

Artikel 34 
Die Kommission trifft ihre Entscheidungen 

mit Stimmenmehrheit der anwesenden und 
an der Abstimmung teilnehmenden Mitglie-
der; die Unterkommission trifft ihre Ent-
scheidungen mit Stimmenmehrheit ihrer Mit-
glieder. 

Artikel 35 
Die Kommission tritt zusammen, so oft 

die Umstände es erfordern. Die Sitzungen 
werden vom Generalsekretär des Europarats 
einberufen. 

Artikel 36 
Die Kommission setzt ihre Geschäft. ord-

nung selbst fest. 

3. Si la Haute Partie Contractante inté-
ressée n'a pas adopté des mesures satisfaisantes 
dans le délai imparti, le Comité des Ministres 
donne I sa décision initiale, par la mojorité 
prévue au paragraphe 1 ci-dessus, les suites 
qu'elle comporte et publie le rapport. 

4. Les Hautes Parties Contractantes s'enga-
gent á considérer comme obligatoire pour elles 
toute décision que le Comité des Ministres 
peut prendre en application des paragraphes 
précédents. 

Arxicle 33 
La Commission siège á huis clos. 

Article 34 
Les décisions de la Commission sont prises 

1 la . majorité des membres présents et votants; 
les décisions de la sous-commission sont prises 
à la majorité de ses membres. 

Article 35 
La Commission se réunit lorsque les circon-

stances l'exigent. Elle est convoquée par le 
Secrétaire Général du Conseil de l'Europe.  

Article 36 
La Commission établit son règlement inté-

rieur. 

(3) . If the High Contracting Party con-
cerned has not taken satisfactory measures 
within the prescribed period, the Committee 
of Ministers shall decide by the majority 
provided for in paragraph (1) above what 
effect shall be given to its original decision 
and shall publish the Report. 

(4) The High Contracting Parties under-
take to regard as binding on them any de

-

cision which the Committee of Ministers 
may take in application of the  preceding 
paragraphs. 

Article 33 
The Commission shall meet in camera. 

Article 34 
The Commission shall take its decisions by 

a majority of the Members present and 
voting; the Sub-Commission shall take its 
decisions by a majority of its members. 

Article 35 

The Commission shall meet as the circum-
stances require. The meeting shall be con-
vened by the Secretary-General of the 
Council of Europe. 

Article 36 
The Commission shall draw up its own 

rules of procedure. 



Artikel 37 
Die Sekretariatsgeschäfte der Kommission 

werden vom Generalsekretär des Europarats 
wahrgenommen. 

Abschnitt IV 

,Artikel 38 
Der Europäische Gerichtshof für Menschen-

rechte besteht aus ebensoviel Richtern, wie 
der Europarat Mitglieder zählt. Dem Ge-
richtshof darf jeweils nur ein Angehöriger 
jedes einzelnen Staates angehören. 

Artikel 39 
(1) Die Mitglieder des Gerichtshofs wer-

den von der Beratenden Versammlung mit 
Stimmenmehrheit aus einer Liste von Per-
sonen gewählt, die von den Mitgliedern des 
Europarats vorgeschlagen werden; jedes Mit-
glied hat drei Kandidaten vorzuschlagen, von 
denen mindestens zwei eigene Staatsange-
hörige sein müssen. 
(2) Dasselbe Verfahren ist, soweit anwend-

bar, einzuschlagen, um den Gerichtshof im 
Falle späteren Beitritts anderer Staaten zu 
ergänzen und um freigewordene Sitze zu be-
setzen. 

(3) Die Kandidaten müssen das höchste 
sittliche Ansehen genießen und müssen ent-
weder die Befähigung für die Ausübung hoher 
richterlicher Ämter besitzen oder Rechts-
gelehrte von anerkanntem Ruf sein. 

Artikel 40. 
(1) Die Mitglieder des Gerichtshofs werden 

für einen Zeitraum von neun Jahren gewählt. 

Article 37 
Le secrétariat de la Commission est assuré 

par le Secrétaire Général du Conseil de 
l'Europe. 

Titre IV 

Article 38 
La Cour européenne des Droits de l'homme 

se compose d'un nombre de juges égal á celui 
des Membres du Conseil de l'Europe. Elle ne 
peut comprendre plus d'un ressortissant d'un 
même Etat. 

Article 3 9 
1. Les membres de la Cour sont élus par 

l'Assemblée Consultative à la majorité des 
voix exprimées sur une liste de personnes 
présentée par les Membres dú Conseil de 
l'Europe, chacun de ceux-ci devant présenter 
trois candidats, dont deux au moins de sa 
nationalité. 

2. Dans la mesure oú elle est applicable, la 
même procédure cst suivie pour compléter la 
Cour en cas d'admission de nouveaux Mem-
bres au Conseil de l'Europe, et pour pourvoir 
aux sièges devenus vacants. 

3. Les candidats devront jouir de la plus 
haute considération morale et réunir les con-
ditions requises pour l'exercice de hautes 
fonctions judiciaires ou être des jurisconsultes 
possédant une compétence notoire. 

Article 40 
1. Les membres de la Cour sont élus pour 

une durée de neuf ans. Ils sont rééligibles. 

Article 37 
The secretariat of the Commission shall 

be provided by the Secretary-General of the 
Council of Europe. 

SECTION IV 

Article 38 
The European Court of Human Rights 

shall consist of a number of judges equal to 
that of the Members of the Council of 
Europe. No two judges may be nationals of 
the same State. 

Article 39 
(1) The members of the Court shall be 

elected by the Consultative Assembly by a 
majority of the votes cast from a list of per-
sons nominated by the Members of the 
Council of Europe; each Member shall no-
minate three candidates, of whom two at 
least shall be its nationals. 

(2) As far as applicable, the same pro-
cedure shall be followed to complete the 
Curt in the event of the admission of new 
Members of the Council of Europe and in 
filling casual vacancies. 

(3) The candidates shall be of high moral 
character and must either possess the  qua-
lifications  required for appointment to high 
judicial office or be jurisconsults of recognis-
ed competence. 

Article 40 
(1) The members of the Court shall be 

elected for a period of nine years. They may 



Ihre Wiederwahl ist zulässig. Jedoch läuft die 
Amtszeit von vier bei der ersten Wahl ge-
wählten Mitgliedern nach drei Jahren, die 
Amtszeit von weiteren vier Mitgliedern nach 
sechs Jahren ab. 

(2) Die Mitglieder, deren Amtszeit nach 
drei bzw. sechs Jahren ablaufen soll, werden 
unmittelbar nach der ersten Wahl vom Ge-
neralsekretär durch das Los bestimmt. 

(3) Ein Mitglied des Gerichtshofs, das zum 
Ersatz eines anderen Mitglieds gewählt wird, 
dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen war, 
bleibt bis zum Ablauf des Amts seines Vor-
gängers im Amt. 

(4) Die Mitglieder des Gerichtshofs bleiben 
im Amt bis zum Amtsantritt ihrer Nachfol-
ger. Nach ihrer Ablösung bleiben sie in den 
Fällen tätig, mit denen sie bereits befaßt 
waren. 

Artikel 41 

Der Gerichtshof wählt seinen Präsidenten 
und seinen Vizepräsidenten für einen Zeit-
raum von drei Jahren. Wiederwahl ist zu-
lässig. 

Artikel 42 

Die Mitglieder des Gerichtshofs erhalten 
für jeden Arbeitstag eine Entschädigung, 
deren Höhe vom Ministerausschuß festgesetzt 
wird. 

Artikel 43 

Die Prüfung jedes dem Gericht vorgelegten 
Falles erfolgt durch eine Kammer, die aus 
sieben Richtern besteht. Der Richter, der 
Staatsangehöriger einer beteiligten Partei ist, 

Toutefois, en ce qui concerne les membres 
désignés á la première élection, les fonctions 
de quatre des membres prendont fin au bout 
de trois ans, celles de quatre autres membres 
prendront fin au bout de six ans. 

2. Les membres dont les fonctions prendront 
fin au terme des périodes initiales de trois et 
six ans, sont désignés par tirage au sort 
effectué par le Secrétaire Général du Conseil 
de l'Europe, immédiatement après qu'il aura 
été procédé à la première élection. 

3. Le membre de la Cour élu en remplace-
ment d'un membre dont le mandat n'est pas 
expiré achève le terme du mandat de son pré-
décesseur. 

4. Les membres de la Cour restent en fonc-
tions jusqu'à leur remplacement. Après ce 
remplacement, ils continuent de connaître des 
affaires dont ils sont déjà saisis. 

Article 41 

La Cour élit son Président et son Vice-
Président pour une durée de trois ans. Ceux-
ci son rééligibles. 

Article 42 

Les membres de la Cour reçoivent une in-
demnité par jour de fonctions, á fixer par le 
Comité des Ministres. 

Article 43 

Pour l'examen de chaque affaire portée de-
vant elle, la Cour est constituée en une 
Chambre composée de sept juges. En feront 
partie d'office le juge ressortissant de tout  

be re-elected. However, of the members 
elected at the first election the terms of four 
members shall expire at the end of three 
years, and the terms of four more members 
shall expire at the end of six years. 

(2) The members whose terms are to ex-
pire at the end of the initial periods of three 
and six years shall be chosen by lot by the 
Secretary-General immediately after the first 
election has been completed. 

(3) A member of the Court elected to 
replace a member whose term of office has 
not expired shall hold office for the re-
mainder of his predecessor's term. 

(4) The members of the Court shall hold 
office until replaced. After having been re-
placed, they shall continue to deal with such 
cases as they already have under considera-
tion. 

Article 41 

The Court shall elect its President and 
Vice-President for a period of three years. 
They may be re-elected. 

Article 42 

The members of the Court shall receive 
for each day of duty a compensation to be 
determined by the Committee of Ministers. 

Article 43 

For the consideration of each case brought 
before it the Court shall consist of a Cham-
ber composed of seven judges. There shall 
sit as an ex-officio member of the Chamber 



— oder, falls ein solcher nicht vorhanden 
ist, eine von diesem Staat benannte Person, 
die in der Eigenschaft eines Richters an den 
Sitzungen teilnimmt — ist von Amts wegen 
Mitglied der Kammer; die Namen der an-
deren Richter werden vom Präsidenten vor 
Beginn des Verfahrens durch das Los be-
stimmt. 

Artikel 44 

Das Recht, vor dem Gerichtshof als Par-
teien aufzutreten, haben nur die Hohen Ver-
tragschließenden Teile und die Kommission. 

Artikel 45 

Die Zuständigkeit des Gerichtshofs umfaßt 
alle die Auslegung und Anwendung dieser 
Konvention betreffenden Fälle, die ihm nach 
Artikel 48 von den Hohen Vertragschließen-
den Teilen oder der Kommission unterbreitet 
werden. 

Artikel 46 

(1) Jeder der Hohen Vertragschließenden 
Teile kann jederzeit die Erklärung abgeben, 
daß er die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs 
ohne weiteres und ohne besonderes Abkom-
men für alle Angelegenheiten, die sich auf 
die Auslegung und die Anwendung dieser 
Konvention beziehen, als obligatorisch an-
erkennt. 

(2) Die oben bezeichneten Erklärungen 
können bedingungslos oder unter der Bedin-
gung der Gegenseitigkeit seitens mehrerer 
oder einzelner Vertragschließender Teile, 
oder unter Beschränkung auf einen bestimm-
ten Zeitraum abgegeben werden. 

(3) Diese Erklärungen sind beim General-
sekretär des Europarats zu hinterlegen; dieser 

Etat intéressé ou, á défaut, une personne de 
son choix pour siéger en qualité de juge; les 
noms des autres juges sont tirés au sort, avant 
le début de l'examen de l'affaire, par les 
soins du Président. 

Article 44 

Seules les Hautes Parties Contractantes et 
la Commission ont qualité pour se présenter 
devant la Cour. 

Article 45 

La compétence de la Cour s'étend á toutes 
les affaires concernant l'interprétation et 
l'application de la présente Convention que 
les Hautes Parties Contractantes ou la Com-
mission lui soumettront, dans les conditions 
prévues par l'article 48. 

Article 46 

1. Chacune des Hautes Parties Contractan-
tes peut, á n'importe quel moment, déclarer 
reconnaître comme obligatoire de plein droit 
et sans convention spéciale, la juridiction de 
la Cour sur toutes les affaires concernant 
l'interprétation et l'application de la présente 
Convention. 

2. Les déclarations ci-dessus visées pourront 
être faites purement et simplement ou sous 
condition de réciprocité de la part de plu-
sieurs ou de certaines autres Parties Contrac-
tantes ou pour une durée déterminée. 

3. Ces déclarations seront remises au Se-
crétaire Général du Conseil de l'Europe qui  

the judge who is a national of any State party 
concerned, or, if there is none, a person of 
its choice who shall sit in the capacity of 
judge; the names of the other judges shall be 
chosen by lot by the President before the 
opening of the case. 

Article 44 

Only the High Contracting Parties and the 
Commission shall have the right to bring a 
case before the Court. 

Article 45 

The jurisdiction of the Court shall extend 
to all cases concerning the interpretation and 
application of the present Convention which 
the High Contracting Parties or the Com

-

mission shall refer to it in accordance with 
Article 48. 

Article 46 

(1) Any of the High Contracting Parties 
may at any time declare that it recognises as 
compulsory ipso facto and without special 
agreement the jurisdiction of the Court in 
all matters concerning the interpretation and 
application of the present Convention. 

(2) The declarations referred to above may 
be made unconditionally or on condition of 
reciprocity on the part of several or certain 
other High Contracting Parties or for a 
specified period. 

(3) These declarations shall be deposited 
with the Secretary-General of the Council of 



übermittelt den Hohen Vertragschließenden 
Teilen Abschriften davon. 

Artikel 47 
Der Gerichtshof darf sich mit einem Fall 

nur befassen, nachdem die Kommission an-
erkannt hat, daß die Versuche zur Erzielung 
eines Ausgleichs fehlgeschlagen sind, und nur 
vor Ablauf der in Artikel 32 vorgesehenen 
Dreimonatsfrist. 

Artikel 48 

Das Recht, ein Verfahren vor dem Ge-
richtshof anzustrengen, haben nur die nach-
stehend aufgeführten Stellen, und zwar ent-
weder unter der Voraussetzung, daß der in 
Frage kommende Hohe Vertragschließende 
Teil, wenn nur einer beteiligt ist, oder sämt-
liche Hohen Vertragschließenden Teile, wenn 
mehrere beteiligt sind, der obligatorischen 
Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterwor-
fen sind, oder aber, falls dies nicht zutrifft, 
unter der Voraussetzung, daß der einzige in 
Frage kommende Hohe Vertragschließende 
Teil oder sämtliche Hohen Vertragschließen-
den Teile zustimmen; 

a) die Kommission; 
b) der Hohe Vertragschließende Teil, dem 

der Verletzte angehört; 
c) der Hohe Vertragschließende Teil, der 

die Kommission mit dem Fall befaßt hat; 
d) der Hohe Vertragschließende Teil, gegen 

den sich die Beschwerde richtet. 

Artikel 49 

Wird die Zuständigkeit des Gerichtshofs 
bestritten, so entscheidet dieser selbst.  

en transmettra copie aux Hautes Parties Con-
tractantes. 

Article 47 

La Cour ne peut être saisie d'une affaire 
qu'apr ès la constatation par la Commission 
de l'échec du règlement amiable, et dans le 
délai de trois mois prévu á l'article 32. 

Article 48 

A la condition que la Haute Partie Con-
tractante intéressée, s'il n'y en a qu'une, ou 
les Hautes Parties Contractantes intéressées, 
s'il y en a plus d'une, soient soumises t la 
juridiction obligatoire de la Cour ou, á défaut, 
avec le consentement ou l'agrément de la 
Haute Partie Contractante intéressée, s'il n'y 
en a qu'une ou les Hautes Parties Contrac-
tantes intéressées, s'il y en a plus d'une, la 
Cour peut être saisie: 

a) par la Commission; 
b) par une Haute Partie Contractante dont 

la victime est le ressortissant; 
c) par une Haute Partie Contractante qui a 

saisi la Commission; 
d) par une Haute Partie Contractante mise 

en cause. 

Article 49 

En cas de contestation sur le point de 
savoir si la Cour est compétente, la Cour 
décide. 

Europe who shall transmit copies thereof to 
the High Contracting Parties. 

Article 47 

The Court may only deal with a case after 
the Commission has acknowledged the fail-
ure of efforts for a friendly settlement and 
within the period of three months provided 
for in Article 32. 

Article 48 

The following may bring a case before the 
Court, provided that the High Contracting 
Party concerned, if there is only one, or 
the High Contracting Parties concerned, if 
there are more than one, are subject to the 
compulsory jurisdiction of the Court or, 
failing that, with the consent of the High 
Contracting Party concerned, if there is only 
one, or of the High Contracting Parties con-
cerned if there are more than one: 

(a) the Commission; 
(b) a High Contracting Party whose national 

is alleged to be a victim; 
(c) a High Contracting Party which referred 

the case to the Commission; 
(d) a High Contracting Party against which 

the complaint has been lodged. 

Article 49 

In the event of dispute as to whether the 
Court has jurisdiction, the matter shall be 
settled by the decision of the Court. 



Artikel 50 

Erklärt die Entscheidung des Gerichtshofs, 
daß eine Entscheidung oder Maßnahme einer 
gerichtlichen oder sonstigen Behörde eines 
der Hohen Vertragschließenden Teile ganz 
oder teilweise mit den Verpflichtungen aus 
dieser Konvention in Widerspruch steht, und 
gestatten die innerstaatlichen Gesetze des er-
wähnten Hohen Vertragschließenden Teils 
nur eine unvollkommene Wiedergutmachung 
für die Folgen dieser Entscheidung oder Maß-
nahme, so hat die Entscheidung des Gerichts-
hofs der verletzten Partei gegebenenfalls eine 
gerechte Entschädigung zuzubilligen. 

Artikel 51 

(1) Das Urteil des Gerichtshofs ist zu be-
gründen. 

(2) Bringt das Urteil im Ganzen oder in 
einzelnen Teilen nicht die übereinstimmende 
Ansicht der Richter -zum Ausdruck, so hat 
jeder Richter das Recht, eine Darlegung sei-
ner eigenen Ansicht beizufügen. 

Artikel 52 

Die Entscheidung des Gerichtshofs ist end-
gültig. 

Artikel 53 

Die Hohen Vertragschließenden Teile über-
nehmen die Verpflichtung, sich in allen Fäl-
len, an denen sie beteiligt sind, nach Entschei-
dung des Gerichtshofs zu richten. 

Artikel 54 

Das Urteil des Gerichtshofes ist dem Mi-
nisterausschuß zuzuleiten; dieser überwacht 
seine Durchführung. 

Article 50 

Si la décision de la Cour déclare qu'une 
décision prise ou une mesure ordonnée par 
une autorité judiciaire ou toute autre autorité 
d'une Partie Contractante se trouve entière-
ment ou partiellement en opposition avec des 
obligations découlant de la présente Conven-
tion, et si le droit interne de ladite Partie ne 
permet qu'imparfaitement d'effacer les con-
séquences de cette décision ou de cette mesure, 
la décision de la Cour accorde, s'il y a lieu, 
á la partie lésée une satisfaction équitable. 

Article 51 

1. L'arrêt de la Cour est motivé. 

2. Si l'arrêt n'exprime pas, en tout ou en 
partie, l'opinion unanime des juges, tout juge 
aura le droit d'y joindre l'exposé de son 
opinion individuelle. 

Article 52 

L'arrêt de la Cour est définitif. 

Article 53 

Les Hautes Parties Contractantes s'engagent 
á se conformer aux décisions de la Cour dans 
les litiges auxquels elles sont parties. 

Article 54 

L'arrêt de la Cour est transmis au Comité 
des Ministres qui en surveille l'exécution. 

Article 50 

If the Court finds that a decision or a 
measure taken by a legal authority or any 
other authority of a High Contracting Party 
is completely or partially in conflict with the 
obligations arising from the present Con-
vention, and if the internal law of the said 
Party allows, only partial reparation to be 
made for the consequences of this decision 
or measure, the decision of the Court shall, 
if necessary, afford just satisfaction to the 
injured party. 

Article 51 

(1) Reasons shall be given for the judg-
ment of the Court. 

(2) If the judgment does not represent in 
whole or in part the unanimous opinion of 
the judges, any judge shall be entitled to 
deliver a separate opinion. 

Article 52 

The judgment of the Court shall be final. 

Article 53 

The High Contracting Parties undertake 
to abide by the decision of the Court in any 
case to which they are parties. 

Article 54 

The judgment of the Court shall be trans-
mitted to the Committee of Ministers which 
shall supervise its execution. 



Artikel 55 

Der Gerichtshof gibt sich seine Geschäfts-
ordnung und bestimmt die Verfahrensvor-
schriften. 

Artikel 56 

(1) Die erste Wahl der Mitglieder des Ge-
richtshofs findet statt, sobald insgesamt acht 
Erklärungen der Hohen Vertragschließenden 
Teile gemäß Artikel 46 abgegeben worden 
sind. 

(2) Vor dieser Wahl kann kein Verfahren 
vor dem Gerichtshof anhängig gemacht 
werden. 

Abschnitt V 

Artikel 57 
Nach Empfang einer entsprechenden Auf-

forderung durch den Generalsekretär des 
Europarats hat jeder Hohe Vertragschließende 
Teil die erforderlichen Erklärungen abzu-
geben, in welcher Weise sein internes Recht 
die wirksame Anwendung aller Bestimmun-
gen dieser Konvention gewährleistet. 

Artikel 58 

Die Kosten der Kommission und des  Ge-
richtshofs werden vom Europarat getragen. 

Artikel 59 

Die Mitglieder der Kommission und des 
Gerichtshofs genießen bei der Ausübung ihres 
Amtes die in Artikel 40 der Satzung des 
Europarats und den hiernach abgeschlossenen 
Abkommen vorgesehenen Vorrechte und Im-
munitäten. 

Article 55 

La Cour établit son règlement et fixe sa 
procédure. 

Article 56 

1. La première élection des membres de la 
Cour aura lieu après que les déclarations des 
Hautes Parties Contractantes visées á l'ar-
ticle 46 auront atteint le nombre de huit. 

2. La Cour ne peut être saisie avant cette 
élection. 

Titre V 

Article 57 

Toute Haute Partie Contractante fournira 
sur demande du Secrétaire Général du Conseil 
de l'Europe les explications requises sur la 
manière dont son droit interne assure l'appli-
cation effective de toutes les dispositions de 
cette Convention. 

Article 58 

Les dépenses de la Commission et de la 
Cour sont á la charge du Conseil de l'Europe. 

Article 59 

Les membres de la Commission et de la 
Cour jouissent, pendant l'exercice de leurs 
fonctions, des privilèges et immunités prévus 
á l'article 40 du Statut du Conseil de l'Europe 
et dans les Accords conclus en vertu de cet 
article. 

Article 55 

The Court shall draw up its own rules and 
shall determine its own procedure. 

Article 56 

(1) The first election of the members of 
the Court shall take place after the declara-
tions by the High Contracting Parties men

-

tioned in Article 46 have reached a total of 
eight. 

(2) No case can be brought before the 
Court before this election. 

Section V 

Article 57 

On receipt of a request from the Secre-
tary-General of the Council of Europe any 
High Contracting Party shall furnish an ex-
planation of the manner in which its internal 
law ensures the effective implementation of 
any of the provisions of this Convention. 

Article 58 

The expenses of the Commission and the 
Court shall be borne by the Council of 
Europe. 

Article 59 

The members of the Commission and of 
the Court shall be entitled, during the dis-
charge of their functions, to the privileges 
and immunities provided for in Article 40 
of the Statute of the Council of Europe and 
in the agreements made thereunder. 



Artikel 60 

Keine Bestimmung dieser Konvention darf 
als Beschränkung oder Minderung eines der 
Menschenrechte und grundsätzlichen Freihei-
ten ausgelegt werden, die in den Gesetzen 
eines Hohen Vertragschließenden Teils oder 
einer anderen Vereinbarung, an der er be-
teiligt ist, festgelegt sind. 

Artikel 61 

Keine Bestimmung dieser Konvention be-
schränkt die durch die Satzung des Europa-
rats dem Ministerausschuß übertragenen Voll-
machten. 

Artikel 62 

Die Hohen Vertragschließenden Teile kom-
men überein, daß sie, es sei denn auf Grund 
besonderer Vereinbarungen, keinen Gebrauch 
von zwischen ihnen geltenden Verträgen, 
Übereinkommen oder Erklärungen machen 
werden, um von sich aus einen Streit um die 
Auslegung oder Anwendung dieser Konven-
tion einem anderen Verfahren zu unter-
werfen, als in der Konvention vorgesehen ist. 

Artikel 63 

(1) Jeder Staat kann im Zeitpunkt der Ra-
tifizierung oder in der Folge zu jedem an-
deren Zeitpunkt durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerichtete Mitteilung 
erklären, daß diese Konvention auf alle oder 
einzelne Gebiete Anwendung findet, für 
deren internationale Beziehungen er verant-
wortlich ist. 

(2) Auf das oder die in der Erklärung be-
zeichneten Gebiete findet die Konvention 
vom dreißigsten Tage an, vom Eingang der 

Article 60 

Aucune des dispositions de la présente Con-
vention ne sera interprétée comme limitant 
ou portant atteinte aux Droits de l'homme et 
aux libertés fondamentales qui pourraient 
être reconnus conformément aux lois de toute 
Partie Contractante ou á toute autre Con-
vention à laquelle cette Partie Contractante 
est partie. 

Article 6 1 

Aucune disposition de la présente Conven-
tion ne porte atteinte aux pouvoirs conférés 
au Comité des Ministres par le Statut du 
Conseil de l'Europe. 

Article 62 

Les Hautes Parties Contractantes renoncent 
réciproquement, sauf compromis spécial, á se 
prévaloir des traités, conventions ou déclara-
tions existant entre elles, en vue de soumettre, 
par voie de requête, un différend né de 
l'interprétation ou de l'application de la pré-
sente Convention á un mode de règlement 
autre que ceux prévus par ladite Convention. 

Article 63 

1. Tout Etat peut, au moment de la rati-
fication ou à tout autre moment par la suite, 
déclarer, par notification adressée au Secré-
taire Général du Conseil de l'Europe, que la 
présente Convention s'appliquera à tous les 
territoires ou à l'un quelconque des territoires 
dont il assure les relations internationales. 

2. La Convention s'appliquera au territoire 
ou aux territoires désignés dans la notification 
á partir du trentième jour qui suivra la date 

Article 60 

Nothing in this Convention shall be con-
strued as limiting or derogating from any 
of the human rights and fundamental free-
doms which may be ensured under the laws 
of any High Contracting Party or under any 
other agreement to which it is a Party. 

Article 61 

Nothing in this Convention shall prejudice 
the powers conferred on the Committee of 
Ministers by the Statute of the Council of 
Europe. 

Article 62 

The High Contracting Parties agree that, 
except by special agreement, they will not 
avail themselves of treaties, conventions or 
declarations in force between them for the 
purpose of submitting, by way of petition, 
a dispute arising out of the interpretation or 
application of this Convention to a means 
of settlement other than those provided for 
in this Convention. 

Article 63 

(1) Any State may at the time of its ratifica-
tion or at any time thereafter declare by 
notification addressed to the Secretary-
General of the Council of Europe that the 
present Convention shall extend to all or 
any of the territories for whose international 
relations it is responsible. 

(2) The Convention shall extend to the 
territory or territories named in the notification 
as from the thirtieth day after the receipt of 



Erklärung beim Generalsekretär des Europa-
rats an gerechnet, Anwendung. 
(3) In den genannten Gebieten werden die 

Bestimmungen dieser Konvention unter. Be-
rücksichtigung der örtlichen Notwendigkei-
ten angewendet. 
(4) Jeder Staat, der eine Erklärung gemäß 

Absatz 1 dieses Artikels abgegeben hat, kann 
zu jedem späteren Zeitpunkt für ein oder 
mehrere der in einer solchen Erklärung be-
zeichneten Gebiete erklären, daß er die Zu-
ständigkeit der Kommission für die Behand-
lung der Gesuche von natürlichen Personen, 
nichtstaatlichen Organisationen oder Per-
sonengruppen gemäß Artikel 25 dieser Kon-
vention annimmt. 

Artikel 64 
(1) jeder Staat kann bei Unterzeichnung 

dieser Konvention oder bei . Hinterlegung 
seiner Ratifikationsurkunde bezüglich be-
stimmter Vorschriften der Konvention einen 
Vorbehalt machen, soweit ein zu dieser Zeit 
in  sein cm  Gebiet geltendes Gesetz nicht mit 
der betreffenden Vorschrift übereinstimmt. 
Vorbehalte allgemeiner Art sind nach diesem 
Artikel nicht zulässig. 
(2) Jeder nach diesem Artikel gemachte 

Vorbehalt muß mit einer kurzen Inhalts-
angabe des betreffenden Gesetzes verbunden 
sein. 

Artikel 65 
(1) Ein Hoher Vertragschließender Teil 

kann d i ese Konvention nicht vor Ablauf von 
fünf Jahren nach dem Tage, an dem die Kon-
vention für ihn wirksam wird, und nur nach 
einer sechs Monate vorher an den General-
sekretär des Europarats gerichtete Mitteilung  

à laquelle le Secrétaire Général du Conseil de 
l'Europe aura reçu cette notification. 

3. Dans lesdits territoires les dispositions de 
la présente Convention seront appliquées en 
tenant compte des nécessités locales. 

4. Tout Etat qui a fait une déclaration con-
formément au premier paragraphe de cet 
article, peut à tout moment par la suite, dé-
clarer relativement à un ou plusieurs des terri-
toires visés dans cette déclaration qu'il ac-
cepte la compétence de la Commission pour 
connaître des requêtes de personnes physiques, 
d'organisations non gouvernementales ou de 
groupés de particuliers conformément à l'ar-
ticle 25 de la présente Convention. 

Article 64 
1. Tout Etat peut au moment de la signa-

ture de la présente Convention ou du dépôt 
de son instrument de ratification, formuler 
une réserve au sujet d'une disposition parti-
culière de la Convention, dans la mesure où 
une loi alors en vigueur sur son territoire n'est 
pas conforme a cette disposition. Les réserves 
de caractère général ne sont pas autorisées 
aux termes du présent article. 

2. Toute réserve émise conformément au 
présent article comporte un bref exposé de la 
loi en cause. 

Article 65 
1. Une Haute Partie Contractante ne peut 

dénoncer la présente Convention qu'après 
l'expiration d'un délai de cinq ans à partir 
de la date d'entrée en vigueur de la Conven-
tion a son égard et moyennant un préavis de 
six mois, donné par une notification adressée  

this notification by the Secretary-General of 
the Council of Europe. 
(3) The provisions of this Convention shall 

be applied in such territories with due regard, 
however, to local requirements. 

(4) Any State which has made an declara-
tion in accordance with paragraph 1 of this 
Article may at any time thereafter declare 
on behalf of one or more of the territories 
to which the declaration relates that it 
accepts the competence of the Commission 
to receive petitions from individuals, non-
governmental organisations or groups of in-
dividuals in accordance with Article 25 of 
the present Convention. 

Article 64 
(1) Any State may; when signing this Con-

vention or when depositing its instrument 
of ratification, make a reservation in respect 
of any particular provision of the Conven-
tion to the extent that any law then in force 
in its territory is not in conformity with the 
provision. Reservations of a general charac-
ter  shall not be permitted under this Article. 

(2) Any reservation made under this Ar-
ticle shall contain a brief statement of the 
law concerned. 

Article 65 
(1) A High Contracting Party may de-

nounce the present Convention only after 
the expiry of five years from the date on 
which it became a Party to it and after 
six monthts' notice contained in a notifica-
tion addressed to the Secretary-General of 



kündigen; der Generalsekretär hat den an-
deren Hohen Vertragschließenden Teilen von 
der Kündigung Kenntnis zu geben. 

(2) Eine derartige Kündigung bewirkt 
nicht, daß der betreffende Hohe Vertrag-
schließende Teil in bezug auf irgend eine 
Handlung, welche eine Verletzung dieser 
Verpflichtungen darstellen könnte, und von 
dem Hohen Vertragschließenden Teil vor 
dem Datum seines rechtswirksamen Aus-
scheidens vorgenommen wurde, von seinen 
Verpflichtungen nach dieser Konvention be-
freit wird. 

(3) Unter dem gleichen Vorbehalt scheidet 
ein Vertragsteil aus dieser Konvention aus, 
der aus dem Europarat ausscheidet. 

(4) Entsprechend den Bestimmungen der 
vorstehenden Absätze kann die Konvention 
auch für ein Gebiet gekündigt werden, auf 
das sie nach Artikel 63 ausgedehnt worden 
ist. 

Artikel 66 

(1) Diese Konvention steht den Mitglie-
dern des Europarats zur Unterzeichnung 
offen; sie bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden sind beim Generalsekretär 
des Europarats zu hinterlegen. 

(2) Diese Konvention tritt nach der Hin-
terlegung von zehn Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 

(3) Für einen Unterzeichnerstaat, dessen 
Ratifikation später erfolgt, tritt die Konven-
tion am Tage der Hinterlegung seiner Rati-
fikationsurkunde in Kraft. 

(4) Der Generalsekretär des Europarats hat 
allen Mitgliedern des Europarats das Inkraft-

au Secrétaire Général du Conseil de l'Europe, 
qui en informe les autres Parties Contractantes. 

2. Cette dénonciation ne peut avoir pour 
effet de délier la Haute Partie Contractante 
intéressée des obligations contenues dans la 
présente Convention en ce qui concerne tout 
fait qui, pouvant constituer une violation de 
ces obligations, aurait été accompli par elle 
antérieurement á la date à laquelle la dénon-
ciation produit effet. 

3. Sous la même réserve cesserait d'être 
Partie á la présente Convention toute Partie 
Contractante qui cesserait d'être Membre du 
Conseil de l'Europe. 
4. La Convention peut être dénoncée con-

formément aux disposition des paragraphes 
précédents en ce qui concerne tout territoire 
auquel elle a été déclarée applicable aux ter-
mes de l'article 63. 

Article 66 

1. La présente Convention est ouverte á la 
signature des Membres du Conseil de l'Europe. 
Elle sera ratifiée. Les ratifications seront dé-
posées prés le Secrétaire Général du Conseil 
de l'Europe. 

2. La présente Convention entrera en vi-
gueur après le dépôt de six instruments de 
ratification. 

3. Pour tout signataire qui la ratifiera 
ultérieurement, la Convention entrera en vi-
gueur dés le dépôt de l'instrument de rati-
fication. 

4. Le Secrétaire Général du Conseil de 
l'Europe notifiera á tous les Membres du  

the Council of Europe, who shall inform the 
other High Contracting Parties. 

(2) Such a denunciation shall not have the 
effect of releasing the High Contracting 
Party concerned from its obligations under 
this Convention in respect of any act which, 
being capable of constituting a violation of 
such obligations, may have been performed 
by it before the date at which the denuncia-
tion became effective. 

(3) Any High Contracting Party which 
shall cease to be a Member of the Council 
of Europe shall cease to be a Party to this 
Convention under the same conditions. 

(4) The Convention may be denounced in 
accordance with the provisions of the pre-
ceding paragraphs in respect of any territory 
to which it has been declared to extend 
under the terms of Article 63. 

Article 66 

(1) This Convention shall be open to the 
signature of the Members of the Council of 
Europe. It shall be ratified. Ratifications 
shall be deposited with the Secretary-General 
of the Council of Europe. 

(2) The present Convention shall come 
into force after the deposit of ten instru-
ments of ratification. 

(3) As regards any signatory ratifying sub-
sequently, the Convention shall come into 
force at the date of the deposit of its instru-
ment of ratification. 

(4) The Secretary-General of the Council 
of Europe shall notify all the Members of 



treten der Konvention, die Namen der 
Hohen Vertragschließenden Teile, die sie rati-
fiziert haben, sowie die Hinterlegung jeder 
später eingehenden Ratifikationsurkunde 
mitzuteilen. 

Geschehen zu Rom am 4. November 1950 
in englischer und französischer Sprache, wo-
bei die beiden Texte in gleicher Weise maß-
gebend sind, in einer einzigen Ausfertigung, 
die in den Archiven des Europarats verwahrt 
wird. Der Generalsekretär wird allen Unter-
zeichnern beglaubigte Abdrucke übermitteln. 

Für die Regierung 
des Königreichs Belgien 

PAUL VAN ZEELAND 

Für dic Regierung 
des Königreichs Dänemark 

O. C. MOHR 

Für die Regierung 
der Französischen Republik 

SCHUMAN 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

WALTER HALLSTEIN 

Für die Regierung 
der Republik Island 

PETUR BENEDIKTSSON 

Conseil de l'Europe l'entrée en vigueur 
de la Convention, les noms des Hautes 
Parties Contractantes qui l'auront ratifiée, 
ainsi que le dépôt de tout instrument de rati-
fication intervenu ultérieurement. 

FAIT á Rome, le 4 novembre 1950, en 
français et en anglais, les deux textes faisant 
également foi, en un seul exemplaire qui sera 
déposé dans les archives du Conseil de l'Eu-
rope. Le Secrétaire Général en communiquera 
des copies certifiées conformes á tous les 
signataires. 

Pour le Gouvernement 
du Royaume de Belgique: 

PAUL VAN ZEELAND 

Pour le Gouvernement 
du Royaume de Danemark: 

O. C. MOHR 

Pour le Gouvernement 
de la République française: 

SCHUMAN 

Pour le Gouvernement 
de la République fédérale allemande: 

WALTER HALLSTEIN 

Pour le Gouvernement 
de la République islandaise: 

PETUR BENEDIKTSSON 

the Council of Europe of the entry into 
force of the Convention, the names of the 
High Contracting Parties who have ratified 
it, and the deposit of all instruments of rati-
fication which may be effected subsequently. 

DONE at Rome this 4th day of November 
1950 in English and French, both texts being 
equally authentic, in a single copy which 
shall remain deposited in the archives of the 
Council of Europe. The Secretary-General 
shall transmit certified copies to each of the 
signatories. 

For the Government 
of the Kingdom of Belgium: 

PAUL VAN ZEELAND 

For the Government 
of the Kingdom of Denmark: 

O. C. MOHR 

For the Government 
of the French Republic: 

SCHUMAN 

For the Government 
of the German Federal Republic: 

WALTER HALLSTEIN 

For the Government 
of the Icelandic Republic: 

PETUR BENEDIKTSSON 



Für die Regierung 
der Republik Irland 

SEAN MacBRIDE 

Für die Regierung 
der Republik Italien 

SFORZA 

Für die Regierung 
des Großherzogtums Luxemburg 

JOS. BECH 

Für die Regierung 
des Königreichs der Niederlande 

STIKKER 

Für die Regierung 
des Königreichs Norwegen 

HALVARD M. LANGE 

Für die Regierung 
der Saar 

E. HECTOR 

Für die Regierung 
der Türkischen Republik 

F. KÖPRÜLÜ 

Für die Regierung 
des Vereinigten Königreichs 

von Großbritannien und Nordirland 

ERNEST DAVIES 

Pour le Gouvernement 
de la République irlandaise: 

SEAN MacBRIDE 

Pour le Gouvernement 
de la République italienne: 

SFORZA 

Pour le Gouvernement 
du Grand-Duché de Luxembourg: 

JOS. BECH 

Pour le Gouvernement 
du Royaume des Pays-Bas: 

STIKKER 

Pour le Gouvernement 
du Royaume de Norvége: 

HALVARD M. LANGE 

Pour le Gouvernement 
de la Sarre: 

E. HECTOR 

Pour le Gouvernement 
de la République turque: 

F. KÖPRÜLÜ 

Pour le Gouvernement 
du Royaume Uni de Grande-Bretagne 

et d'Irlande du Nord: 

ERNEST DAVIES 

For the Government 
of the Irish Republic: 

SEAN MacBRIDE 

For the Government 
of the Italian Republic: 

SFORZA 

For the Government 
the Grand Duchy of Luxembourg: 

JOS. BECH 

For the Government 
of the Kingdom of the Netherlands: 

STIKKER. 

For the Government 
of the Kingdom of Norway: 

HALVARD M. LANGE 

For the Government 
of the Saar: 

E. HECTOR 

For the Government 
of the Turkish Republic: 

F. KÖPRÜLÜ 

For the Government 
of the United Kingdom of Great Britain 

and Northern Ireland: 

ERNEST DAVIES 




